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383.
Nachdem das am 28. Mai 1971 in Wien unterzeichnete Allgemeine Abkommen zwischen der

Republik Österreich und der Französischen Republik über Soziale Sicherheit samt Protokoll,
welches also lautet:

ALLGEMEINES ABKOMMEN ZWISCHEN
DER REPUBLIK ÖSTERREICH U N D

DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK
ÜBER SOZIALE SICHERHEIT

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

der Präsident der Französischen Republik,

von dem Wunsche geleitet, die Vorteile der in
den beiden Vertragsstaaten geltenden Rechtsvor-
schriften über die Soziale Sicherheit den Personen
zu gewährleisten, auf die diese Vorschriften an-
zuwenden sind oder waren, sind übereinge-
kommen, ein Abkommen zu schließen und
haben hiefür zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich
Herrn Dr. Rudolf Kirchschläger,

Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten,

der Präsident der Französischen Republik
Herrn François Leduc,

a. o. und bev. Botschafter der Französischen
Republik in Wien,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten nachstehende Be-
stimmungen vereinbart haben:

ABSCHNITT I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Für die Anwendung dieses Abkommens be-
deuten die Ausdrücke

1. „Gebiet eines Vertragsstaates"
in bezug auf Österreich

das Bundesgebiet,
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in bezug auf Frankreich,
die europäischen und überseeischen (Guade-
loupe, Guayana, Martinique, Réunion)
Départements der Französischen Republik;

2. „Staatsangehörige eines Vertragsstaates"

in bezug auf Österreich
die österreichischen Staatsbürger,

in bezug auf Frankreich
die französischen Staatsbürger;

3. „Rechtsvorschriften"
die bestehenden und künftigen Gesetze, Ver-
ordnungen und Satzungen jedes der beiden
Staaten in bezug auf die im Artikel 2 be-
zeichneten Systeme und Zweige der Sozialen
Sicherheit;

4. „zuständige Behörde"

in bezug auf Österreich
die Bundesminister, die mit der Anwen-
dung der im Artikel 2 dieses Abkommens
angeführten Rechtsvorschriften betraut
sind,

in bezug auf Frankreich
die Minister, die mit der Anwendung der
im Artikel 2 dieses Abkommens angeführ-
ten Rechtsvorschriften betraut sind;

5. „zuständiger Träger"
a) den Träger, bei dem die betreffende Per-

son im Zeitpunkt der Antragstellung auf
eine Leistung versichert ist oder gegen
den sie einen Leistungsanspruch haben
würde, wenn sie im Vertragsstaat, in dem
sich dieser Träger befindet, ihren Wohn-
sitz hätte, oder

b) den von der zuständigen Behörde des be-
treffenden Vertragsstaates bezeichneten
Träger;

6. „zuständiger Staat"
den Vertragsstaat, in dessen Gebiet sich der
zuständige Träger befindet;

7. „Dienstnehmer"
unselbständig Erwerbstätige einschließlich
der nach den anzuwendenden Rechtsvor-
schriften diesen Gleichgestellten;

8. „Familienangehöirige"
die Familienangehörigen im Sinne der anzu-
wendenden Rechtsvorschriften;

9. „Versicherungszeiten"
die Beitragszeiten, die gleichgestellten Zeiten
und die Beschäftigungszeiten; hiebei bedeutet
a) der Ausdruck „Beitragszeiten"

Zeiten, für die nach den Rechtsvorschrif-
ten eines Vertragsstaates Beiträge entrich-
tet sind oder als entrichtet gelten;

b) der Ausdruck „gleichgestellte Zeiten"
Zeiten, die Beitragszeiten gleichgestellt
sind;
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c) der Ausdruck „Beschäftigungszeiten"
Zeiten, die nach den Rechtsvorschriften,
nach denen sie erfüllt worden sind, solche
sind oder als solche anzusehen sind;

10. „Geldleistungen", „Pensionen", „Renten"
alle Geldleistungen, Pensionen oder Renten
nach den im Artikel 2 angeführten Rechts-
vorschriften einschließlich der Erhöhungen
oder Aufwertungsbeträge, der Kapitalszah-
lungen, die an Stelle von Pensionen oder
Renten treten können, und der gegebenen-
falls unter dem Titel einer Beitragserstattung
durchgeführten Zahlungen;

11. „Familienleistungen"
alle Sach- und Barleistungen, die dazu be-
stimmt sind, die Familienlasten zu erleichtern,
mit Ausnahme der nach den französischen
Rechtsvorschriften vorgesehenen Mutter-
schaftsbeihilfe und der nach den österreichi-
schen Rechtsvorschriften vorgesehenen Ge-
burtenbeihilfe; während der Ausdruck ,.Fa-
milienbeihilfen" ausschließlich regelmäßige
Barleistungen bezeichnet, die sich nach der
Zahl und dem Alter der Kinder bestimmen.

Artikel 2

(1) Die Rechtsvorschriften der Sozialen Sicher-
heit, auf die dieses Abkommen anzuwenden ist,
sind die Rechtsvorschriften

A. in Österreich
a) über die Krankenversicherung mit Aus-

nahme der folgenden Sonderversiche-
rungen:
aa) Sonderversicherungen für selb-

ständig Erwerbstätige;
bb) Sonderversicherung für Empfänger

von Leistungen aus der Arbeits-
losenversicherung ;

cc) Sonderversicherung für Kriegs-
hinterbliebene und für Hinterblie-
bene von Präsentdienern und die-
sen gleichgestellte Personen;

dd) Sonderversicherung für Kriegsbe-
schädigte und beschädigte Präsent-
diener und diesen gleichgestellte
Personen in beruflicher Ausbil-
dung;

ee) Sonderversicherung für Beamte
und ihnen Gleichgestellte;

b) über die Unfallversicherung mit Aus-
nahme:
aa) der Teilversicherung der selbstän-

dig Erwerbstätigen in der Unfall-
versicherung;
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bb) der Unfallversicherung der Kriegs-
beschädigten und beschädigten
Präsentdiener und diesen gleichge-
stellten Personen in beruflicher
Ausbildung;

cc) der Unfallversicherung der Beam-
ten und ihnen Gleichgestellten;

c) über die Pensionsversicherung der Ar-
beiter; die Pensionsversicherung der
Angestellten; die knappschaftliche Pen-
sionsversicherung;

d) über die Familienbeihilfen;

B. in Frankreich

a) über die Organisation der Sozialen
Sicherheit;

b) über das System der Sozialversicherun-
gen für Dienstnehmer in nicht land-
wirtschaftlichen Berufen und für
Dienstnehmer in landwirtschaftlichen
Berufen mit Ausnahme der Bestim-
mungen über die freiwillige Versiche-
rung für den Versicherungsfall des
Alters für Dienstnehmer französischer
Nationalität, die außerhalb des fran-
zösischen Gebietes arbeiten oder ge-
arbeitet halben;

c) über die Verhinderung und die Ent-
schädigung von Arbeitsunfällen und
Berufskrankheiten ;

d) über die Familienleistungen;

e) betreffend Sondersysteme der Sozialen
Sicherheit, insbesondere das System der
Sozialen Sicherheit im Bergbau.

(2) Abweichend vom Absatz 1 litera B/b ist
dieses Abkommen auf die Bestimmungen des
Abschnittes I des VT. Buches des Kodex der So-
zialen Sicherheit betreffend Studenten nicht an-
zuwenden, es sei denn, daß diesbezüglich eine
Vereinbarung abgeschlossen wird.

(3) Dieses Abkommen bezieht sich nicht auf
beitragsfreie Systeme der französischen Alters-
versicherung, auf die österreichische Ausgleichs-
zulage, auf Leistungssysteme für Opfer des
Krieges und seiner Folgen, auf Sondersysteme
für Beamte oder diesen gleichgestellte Bedienstete
sowie auf Seeleute.

(4) Dieses Abkommen bezieht sich auch auf
zukünftige Rechtsvorschriften, die bestehende
Versicherungssysteme auf neue Personengruppen
ausdehnen, wenn der Vertragsstaat, der seine
Rechtsvorschriften geändert hat, dies dem ande-
ren Vertragsstaat binnen drei Monaten ab der
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amtlichen Kundmachung der Änderung vor-
schlägt und dieser innerhalb weiterer sechs Mo-
nate diesem Vorschlag zustimmt.

Artikel 3

(1) Dieses Abkommen ist auf Dienstnehmer
anzuwenden, für die die Rechtsvorschriften eines
der Vertragsstaaten gelten oder galten und die
Staatsangehörige eines der Vertragsstaaten sind,
sowie auf ihre Familienangehörigen und ihre
Hinterbliebenen.

(2) Dieses Abkommen ist ferner anzuwenden
auf Hinterbliebene der Dienstnehmer, die den
Rechtsvorschriften eines der beiden Vertrags-
staaten unterlagen, ohne Rücksicht auf die
Staatsbürgerschaft der letzteren, sofern die
Hinterbliebenen Staatsangehörige eines der Ver-
tragsstaaten sind.

Artikel 4

(1) Soweit dieses Abkommen nichts anderes
bestimmt, haben Personen, die sich im Gebiet
eines der Vertragsstaaten aufhalten und auf die
dieses Abkommen anzuwenden ist, die gleichen
Rechte und Pflichten aus den Rechtsvorschriften
über Soziale Sicherheit dieses Vertragsstaates wie
dessen Staatsangehörige.

(2) Die Rechtsvorschriften der Vertragsstaaten
über die Teilnahme der Versicherten und deren
Arbeitgeber an der Verwaltung und der Schieds-
gerichtsbarkeit der Sozialen Sicherheit werden
durch dieses Abkommen nicht berührt.

Artikel 5

(1) Hinsichtlich der Zulassung zur Pflichtver-
sicherung, freiwilligen Versicherung oder •Weiter-
versicherung nach den Rechtsvorschriften des
Vertragsstaates, in dessen Gebiet die betreffende
Person wohnt, werden die nach den Rechtsvor-
schriften des anderen Vertragsstaates zurückge-
legten Versichierungszeiten, soweit erforderlich,
wie Versicherungszeiten berücksichtigt, die nach
den Rechtsvorschriften des ersten Staates zurück-
gelegt worden sind.

(2) In der Krankenversicherung gilt Absatz 1
entsprechend für Personen, deren Recht auf
Weiterversicherung nach den österreichischen
Rechtsvorschriften von der Versicherung einer
anderen Person abgeleitet ist.

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2
sind nur auf Dienstnehmer anzuwenden, die auf
Grund der Rechtsvorschriften des Beschäftigungs-
staates nicht versicherungspflichtig sind.
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(4) Eine freiwillige Versicherung oder eine
Weiterversicherung ist nur in einem der beiden
Vertragsstaaten zulässig.

Artikel 6

Die Pensionen, Renten, Sterbegelder und
anderen Geldleistungen, die nach den Rechtsvor-
schriften eines der Vertragsstaaten erworben
worden sind, dürfen nicht deshalb gekürzt, ge-
ändert, zum Ruhen gebracht, entzogen oder be-
schlagnahmt werden, weil der Berechtigte im
Gebiet des anderen als des Vertragsstaates wohnt,
in dem der verpflichtete Träger seinen Sitz hat.

Artikel 7

(1) Ein auf die Rechtsvorschriften beider Ver-
tragsstaaten gestützter Anspruch auf mehrere
Leistungen gleicher Art oder mehrere Leistungen
aus derselben Versicherungszeit kann auf Grund
dieses Abkommens weder erhoben noch aufrecht
erhalten werden; dies gilt nicht für Leistungen
nach Abschnitt III Kapitel 2 und 3.

(2) Sehen die Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaates für den Fall des Zusammentreffens
mehrerer Leistungen der Sozialen Sicherheit
oder von solchen Leistungen mit anderen Ein-
künften oder wegen Ausübung einer Beschäfti-
gung Kürzungs- oder Ruhensbestimmungen vor,
so sind diese auf einen Berechtigten auch dann
anzuwenden, wenn es sich um Leistungen han-
delt, die nach einem System des anderen Ver-
tragsstaates erworben worden sind oder wenn es
sich um im Gebiet dieses Staates bezogene Ein-
künfte oder um eine dort ausgeübte Beschäfti-
gung handelt. Dies gilt jedoch nicht, wenn Lei-
stungen gleicher Art zusammentreffen, die nach
den Artikeln 21 und 23 erworben worden sind.

ABSCHNITT II

BESTIMMUNGEN OBER DIE ANZU-
WENDENDEN RECHTSVORSCHRIFTEN

Artikel 8

Unbeschadet der Bestimmungen dieses Ab-
schnittes gelten für Dienstnehmer, die im Ge-
biet eines der Vertragsstaaten beschäftigt sind,
dessen Rechtsvorschriften, und zwar auch dann,
wenn sie im Gebiet des anderen Vertragsstaates
wohnen oder wenn sich ihr Dienstgeber oder der
Sitz des Unternehmens, das sie beschäftigt, im
Gebiet dieses Staates befindet.

Artikel 9

Von dem im Artikel 8 angeführten Grundsatz
bestehen folgende Ausnahmen:

a) Wird ein Dienstnehmer von einem Unter-
nehmen, das im Gebiet eines der Vertragsstaaten
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einen Betrieb hat und das ihn dort gewöhnlich
beschäftigt, in das Gebiet des anderen Vertrags-
staates entsendet, um dort eine bestimmte und
gelegentliche Arbeit zu verrichten, so gelten für
ihn weiterhin die Rechtsvorschriften des Staates,
in dem er gewöhnlich die Beschäftigung ausübt,
sofern seine Beschäftigung im Gelbiet des zweiten
Staates einschließlich des Urlaubes ein Jahr nicht
übersteigt.

b) Werden Dienstnehmer, die im Dienst eines
Unternehmens stehen, das für Rechnung Dritter
oder auf eigene Rechnung die Beförderung von
Personen oder Gütern auf der Schiene, auf der
Straße oder in der Binnenschiffahrt durchführt
und seinen Sitz im Gebiet eines der Vertrags-
staaten hat, im Gebiet des anderen Vertrags-
staates als fahrendes oder auf Schiffen arbeiten-
des Personal beschäftigt, so gelten für sie die
Rechtsvorschriften des Vertragsstaates, in dessen
Gebiet das Unternehmen seinen Sitz hat; unter-
halt jedoch das Unternehmen außerhalb des Ge-
bietes des Vertragsstaates, in dem es seinen Sitz
hat, im Gebiet des anderen Vertragsstaates eine
Zweigstelle oder eine ständige Vertretung, so
gelten für die von dieser beschäftigten Dienst-
nehmer die Rechtsvorschriften des Vertrags-
staates, in dessen Gebiet sich die Zweigstelle
oder die ständige Vertretung befindet; wenn der
Dienstnehmer ausschließlich oder überwiegend
im Gebiet eines Vertragsstaates beschäftigt ist
und dort wohnt, werden dessen Rechtsvorschrif-
ten auch dann angewendet, wenn das Unterneh-
men, das ihn beschäftigt, dort weder seinen Sitz
noch eine Zweigstelle noch eine ständige Ver-
tretung hat.

c) Für Dienstnehmer des öffentlichen Verwal-
tungsdienstes, die aus einem der Vertragsstaaten
in den anderen entsendet werden, gelten die
Rechtsvorschriften des Staates, aus dem sie ent-
sendet werden.

Artikel 10

(1) Diplomaten und Mitglieder des diploma-
tischen Personals sind vorbehaltlich des Ab-
satzes 4 in bezug auf ihre Dienste für den Ent-
sendestaat von den im Empfangsstaat geltenden
Rechtsvorschriften über Soziale Sicherheit be-
freit.

(2) a) Die im Absatz 1 vorgesehene Befreiung
gilt auch für Mitglieder des Verwaltungs- und
technischen Personals der Mission sowie für Mit-
glieder des dienstlichen Hauspersonals der
Mission, die weder Angehörige des Empfangs-
staates noch in diesem ständig ansässig sind.

b) Unbeschadet der Bestimmungen der litera a
können die Mitglieder des Verwaltungs- und
technischen Personals der Mission, die Ange-
hörige des Entsendestaates und im Empfangs-
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Staat ständig ansässig sind, binnen drei Monaten
nach Inkrafttreten des Abkommens bzw. nach
Beginn der Beschäftigung die Anwendung der
Rechtsvorschriften des Entsendestaates wählen.

(3) Die im Absatz 1 vorgesehene Befreiung
gilt ferner für private Hausangestellte, die aus-
schließlich bei einem Diplomaten oder einem
Mitglied des diplomatischen Personals beschäf-
tigt sind, sofern sie

a) weder Angehörige des Empfangsstaates
noch in diesem ständig ansässig sind und

b) den im Entsendestaat oder in einem dritten
Staat geltenden Rechtsvorschriften über
Soziale Sicherheit unterstehen.

(4) Beschäftigt ein Diplomat oder ein Mit-
glied des diplomatischen Personals Personen, auf
die die im Absatz 3 vorgesehene Befreiung keine
Anwendung findet, so hat er die Rechtsvorschrif-
ten über Soziale Sicherheit zu beachten, die im
Empfangsstaat für Arbeitgeber gelten.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend
für die Mitglieder von konsularischen Vertretun-
gen sowie für die ausschließlich in ihren Diensten
stehenden Mitglieder des Hauspersonals.

Artikel 11

Für bestimmte Dienstnehmer oder Dienst-
nehmergruppen kann, soweit es in ihrem Inter-
esse liegt, unter Bedachtnahme auf die Art und
die Umstände ihrer Beschäftigung die zuständige
Behörde des Vertragsstaates, dessen Rechtsvor-
schriften nach den Artikeln 8 bis 10 dieses Ab-
kommens anzuwenden sind, die Befreiung von
diesen Rechtsvorschriften auf Antrag der zu-
ständigen Behörde des anderen Vertragsstaates
zulassen. In diesem Fall sind die Rechtsvorschrif-
ten dieses Vertragsstaates auf die betreffenden
Dienstnehmer anzuwenden.

ABSCHNITT III

BESONDERE BESTIMMUNGEN

K a p i t e l 1

Krankheit und Mutterschaft

Artikel 12

(1) Machen die Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaates den Erwerb, die Aufrechterhaltung
oder das Wiederaufleben des Leistungsanspruches
von der Zurücklegung von Versicherungszeiten
abhängig, so berücksichtigt der zuständige Träger
dieses Staates auch nach den Rechtsvorschriften
des anderen Vertragsstaates zurückgelegte Ver-
sicherungszeiten, soweit sie sich nicht überschnei-
den, als ob es sich um Zeiten handelte, die nach
seinen eigenen Rechtsvorschriften zurückgelegt
wurden.
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(2) Hat jedoch ein Dienstnehmer in dem Ver-
tragsstaat, in dem er nunmehr beschäftigt ist,
keinen Leistungsanspruch, nach den Rechtsvor-
schriften des Vertragsstaates, in dessen Gebiet er
vor dem Wechsel seines Wohnortes zuletzt ver-
sichert war, aber noch einen Leistungsanspruch
oder hätte er diesen Anspruch, wenn er sich dort
befände, so kann er die Gewährung von Lei-
stungen in sinngemäßer Anwendung des Ar-
tikels 15 Absätze 4 bis 7 beanspruchen.

Artikel 13

(1) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaates bei der Feststellung von Geldleistun-
gen das Durchschnittsentgelt während eines be-
stimmten Zeitraumes zugrunde zu legen, so
wird das für die Berechnung dieser Leistungen
maßgebende Durchschnittsentgelt auf Grund des
Entgeltes bestimmt, das für den nach den Rechts-
vorschriften dieses Vertragsstaates zurückgelegten
Zeitraum ermittelt worden ist.

(2) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates die Höhe der Geldleistungen von
der Zahl der Familienangehörigen ab, so berück-
sichtigt der zuständige Träger bei der Berech-
nung dieser Leistungen auch die Familienange-
hörigen, die im Gelbiet des anderen Vertrags-
staates wohnen.

Artikel 14

Würde auf Grund einer in beiden Vertrags-
staaten ausgeübten Erwerbstätigkeit nach den
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten den
Familienangehörigen eines Dienstnehmers ein
Anspruch auf Sachleistungen zustehen, so wer-
den diese nur nach den Rechtsvorschriften des
Staates gewährt, in dessen Gebiet die Familien-
angehörigen wohnen.

Artikel 15

(1) Ist ein Dienstnehmer bei einem Träger
eines der beiden Vertragsstaaten versichert und
wohnt er im Gebiet dieses Staates, so erhält er
bei einem vorübergehenden Aufenthalt im Ge-
biet des anderen Vertragsstaates Leistungen,
wenn sein Zustand sofort ärztliche Betreuung
einschließlich Krankenhauspflege erforderlich
macht. Diese Bestimmung ist auch auf einen
Dienstnehmer anzuwenden, der bei dem bezeich-
neten Träger nicht versichert ist, aber gegen
diesen einen Leistungsanspruch hat oder hätte,
wenn er sich im Gebiet des ersten Staates be-
fände.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten
in Österreich in bezug auf die Behandlung durch
freiberuflich tätige Ärzte, Zahnärzte und
Dentisten nur hinsichtlich folgender Personen:
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a) Personen, die sich in Ausübung ihrer Be-
schäftigung im Gebiet des anderen Ver-
tragsstaates aufhalten, sowie die sie be-
gleitenden Familienangehörigen;

b) Personen, die sich im Gebiet des anderen
Vertragsstaates zum Besuch ihrer dort
wohnenden Familie aufhalten;

c) die im Gebiet des einen Vertragsstaates
wohnenden Familienangehörigen von Per-
sonen, die bei einem Träger des anderen
Vertragsstaates versichert sind;

d) Personen, die sich aus anderen Gründen im
Gebiet des anderen Vertragsstaates aufhal-
ten, wenn ihnen eine ambulante Behand-
lung für Rechnung des für den Aufenthalts-
ort zuständigen Trägers gewährt wurde.

(3) Ist ein Dienstnehmer zu Lasten eines
Trägers eines der Vertragsstaaten anspruchs-
berechtigt und wohnt er im Gebiet dieses Staates,
so behält er diesen Anspruch, wenn er seinen
Wohnort in das Gebiet des anderen Vertrags-
staates verlegt. Der Dienstnehmer muß vor dem
Wohnortwechsel die Zustimmung des zuständi-
gen Trägers einholen. Diese Zustimmung darf
nur verweigert werden, wenn der Wohnort-
wechsel geeignet ist, seinen Gesundheitszustand
oder die Durchführung der ärztlichen Behand-
lung zu gefährden.

(4) Hat ein Dienstnehmer nach den vorher-
gehenden Absätzen einen Leistungsanspruch, so
werden die Sachleistungen von dem Träger seines
Aufenthaltsortes oder seines neuen Wohnortes
gewährt, und zwar nach den für diesen Träger
geltenden Rechtsvorschriften, insbesondere in
bezug auf das Ausmaß und die Art und Weise
der Leistungsgewährung; ihre Dauer richtet sich
jedoch nach den Rechtsvorschriften des zustän-
digen Staates.

(5) In den Fallen der Absätze 1 und 3 hängt
die Gewährung von Körperersatzstücken, größe-
ren Hilfsmitteln und anderen Sachleistungen
erheblicher Bedeutung davon ab, daß der zu-
ständige Träger hiezu seine Zustimmung gibt,
es sei denn, daß die Gewährung der Leistung
nicht aufgeschoben werden kann, ohne das Leben
oder die Gesundheit des Betreffenden ernsthaft
zu gefährden.

(6) In den Fällen der Absätze 1 und 3 werden
die Geldleistungen nach den Rechtsvorschriften
des zuständigen Staates gewährt.

(7) Die vorhergehenden Absätze sind ent-
sprechend anzuwenden auf Familienangehörige,
die sich vorübergehend im Gebiet eines der bei-
den Vertragsstaaten aufhalten oder nach Ein-
tritt des Versicherungsfalles der Krankheit oder
der Mutterschaft ihren Wohnort in das Gebiet
eines der beiden Vertragsstaaten verlegen.
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(8) Der Anspruch auf Leistungen, die die
Familienangehörigen eines in den Absätzen 1
oder 3 bezeichneten Dienstnehmers erhalten
können, bleibt unberührt.

Artikel 16

(1) Die Familienangehörigen eines Dienst-
nehmers, der

a) bei einem Träger eines der beiden Vertrags-
staaten versichert ist oder

b) einen Leistungsanspruch gegen einen Trä-
ger eines der beiden Vertragsstaaten hat
oder

c) einen Leistungsanspruch gegen einen Trä-
ger eines der beiden Vertragsstaaten hätte,
wenn er in dem Gebiet wohnen würde, in
dem dieser Träger seinen Sitz hat,

erhalten, wenn sie im Gebiet des anderen als
des Vertragsstaates wohnen, in dem der zu-
ständige Träger seinen Sitz hat, Sachleistungen,
als ob der Dienstnehmer bei dem Träger ihres
Wohnortes versichert wäre oder einen Leistungs-
anspruch gegen diesen hätte. Das Ausmaß und
die Art und Weise der Leistungsgewährung
richten sich nach den für diesen Träger geltenden
Rechtsvorschriften; ihre Dauer richtet sich jedoch
nach den Rechtsvorschriften des zuständigen
Staates.

(2) Verlegen die Familienangehörigen ihren
Wohnort in das Gebiet des zuständigen Staates,
so erhalten sie Leistungen nach dessen Rechts-
vorschriften. Dies gilt auch, wenn die Familien-
angehörigen für denselben Fall der Krankheit
oder der Mutterschaft bereits Leistungen von
den Trägern des Vertragsstaates erhalten haben,
in dessen Gebiet sie vor dem Wohnortwechsel
gewohnt haben; sehen die vom zuständigen
Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften eine
Höchstdauer der Leistungsgewährung vor, so
wird die Zeit angerechnet, für die unmittelbar
vor dem Wohnortwechsel Leistungen gewährt
worden sind.

(3) Üben die im Absatz 1 bezeichneten Fami-
lienangehörigen in dem Staat, in dem sie woh-
nen, eine Erwerbstätigkeit aus, die einen An-
spruch auf Sachleistungen begründet, so ist die-
ser Artikel auf sie nicht anzuwenden.

Artikel 17

Verleihen nach diesem Kapitel die Rechts-
vorschriften beider Vertragsstaaten einem
Dienstnehmer oder einem seiner Familienange-
hörigen einen Anspruch auf Leistungen bei
Mutterschaft, so sind auf diese Person die
Rechtsvorschriften anzuwenden, die im Gebiet
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des Vertragsstaates gelten, in dem die Geburt
erfolgt ist; hiebei sind, soweit erforderlich, die
Zeiten im Sinne des Artikels 12 zusammenzu-
rechnen.

Artikel 18

(1) Wohnt ein nach den Rechtsvorschriften
beider Vertragsstaaten zum Bezug von Pensionen
oder Renten Berechtigter im Gebiet eines dieser
Staaten und hat er dort auf Grund der Rechts-
vorschriften dieses Staates Anspruch auf Sach-
leistungen, so werden sie ihm und seinen Fa-
milienangehörigen von dem Träger seines Wohn-
ortes gewährt, als ob er zum Bezug einer Pen-
sion oder Rente lediglich auf Grund der Rechts-
vorschriften des Staates berechtigt wäre, in dem
er wohnt. Diese Leistungen gehen zu Lasten
des Trägers des Staates, in dem der Berechtigte
wohnt.

(2) Wohnt ein nach den Rechtsvorschriften
nur eines der Vertragsstaaten zum Bezug einer
Pension oder Rente Berechtigter im Gebiet des
anderen Staates, so werden ihm und seinen
Familienangehörigen Sachleistungen von dem
Träger seines Wohnortes gewährt, als ob er zum
Bezug einer Pension oder Rente nach den Rechts-
vorschriften des Staates berechtigt wäre, in dem
er wohnt; Voraussetzung hiefür ist, daß er nach
diesen Rechtsvorschriften und nach den Rechts-
vorschriften, die ihn zum Bezug einer Pension
oder Rente berechtigen, einen Anspruch auf der-
artige Leistungen hat. Diese Leistungen gehen
zu Lasten des zuständigen Trägers des Staates,
in dem der zur Rentenzahlung verpflichtete
Träger seinen Sitz hat.

(3) In den Fällen des Absatzes 2 sind die Be-
stimmungen des Artikels 15 Absätze 4 und 5
entsprechend anzuwenden.

(4) Wohnen die Familienangehörigen eines
nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates
zum Bezug einer Pension oder Rente Berechtig-
ten im Gebiet des anderen als des Vertrags-
staates, in dem der Berechtigte selbst wohnt, so
erhalten sie Sachleistungen, als ob der Familien-
vorstand in demselben Staat wohnen würde.
Artikel 16 ist auf sie entsprechend anzuwenden.

(5) Ein nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates zum Bezug einer Pension oder
Rente Berechtigter oder einer seiner Familien-
angehörigen erhält Sachleistungen bei einem vor-
übergehenden Aufenthalt im Gebiet des anderen
als des Vertragsstaates, in dem er wohnt. Diese
Leistungen werden von dem Träger des Aufent-
haltsortes nach den für diesen Träger geltenden
Rechtsvorschriften gewährt. Sie gehen zu seinen
Lasten, wenn einer der zur Zahlung der Pension
oder Rente verpflichteten Träger in dem Gebiet
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des Staates seinen Sitz hat, in dem der Berech-
tigte oder einer seiner Familienangehörigen die
Sachleistungen erhält. Andernfalls gehen sie zu
Lasten des im Absatz 1 letzter Satz oder im
Absatz 2 bezeichneten Trägers; in diesem Fall
ist Artikel 15 Absätze 4 und 5 entsprechend
anzuwenden.

(6) Sind nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates von der dem Berechtigten zu-
stehenden Pension oder Rente Beiträge zur
Deckung der Sachleistungen abzuziehen, so ist
der zur Pensions- oder Rentenzahlung verpflich-
tete Träger berechtigt, in den Fällen dieses Arti-
kels die Abzüge vorzunehmen.

(7) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend
für Pensions- oder Rentenwerber.

Artikel 19

Die im Artikel 15, im Artikel 16 Absatz 1
und im Artikel 18 Absätze 2, 4 und 5 vorge-
sehenen Sachleistungen werden gewährt

in Österreich
von der für den Aufenthaltsort der be-
treffenden Person zuständigen Gebietskran-
kenkasse für Arbeiter und Angestellte,

in Frankreich
von der für den Aufenthaltsort der betref-
fenden Person zuständigen Krankenkasse
für Dienstnehmer in der Industrie.

Artikel 20

(1) Sachleistungen, die nach Artikel 12 Ab-
satz 2, Artikel 15 Absätze 1, 3 und 7, Artikel 16
Absatz 1 und Artikel 18 Absätze 2, 4 und 5
letzter Satz gewährt werden, sind den Trägern,
die sie gewährt haben, zu erstatten.

(2) Bei Sachleistungen, die nach Artikel 12
Absatz 2, Artikel 15 und Artikel 18 Absätze 2
und 5 letzter Satz gewährt werden, hat der zu-
ständige Träger den Betrag dieser Leistungen
zu erstatten.

(3) Bei Sachleistungen, die den im Artikel 16
Absatz 1 und im Artikel 18 Absatz 4 bezeich-
neten Familienangehörigen gewährt werden, hat
der zuständige Träger drei Viertel der sich aus
diesen Leistungen ergebenden Aufwendungen zu
erstatten.
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(4) Die Erstattung wird auf die Art und Weise
geregelt und durchgeführt, die von den zustän-
digen Verwaltungsstellen der beiden Staaten
festgelegt wird.

(5) Die zuständigen Behörden der beiden Ver-
tragsstaaten können, insbesondere zur verwal-
tungsmäßigen Vereinfachung, vereinbaren, daß
eine Erstattung zwischen den Trägern ihrer
Staaten unterbleibt.

Kapitel 2

Invalidität

(Minderung der Arbeitsfähigkeit)

Artikel 21

(1) Für die Feststellung der Leistungen bei
Invalidität bzw. Minderung der Arbeitsfähigkeit,
auf die ein Versicherter Anspruch hat, sind die
Bestimmungen des Kapitels 3 entsprechend an-
zuwenden.

(2) Wird der Versicherte wieder bezugsberech-
tigt, nachdem die Leistung geruht hat, so nimmt
der Träger, der zur Zahlung der ursprünglich
gewährten Leistung verpflichtet war, die Zahlung
wieder auf.

(3) Die Leistung wird gegebenenfalls nach
Maßgabe der Rechtsvorschriften, nach denen sie
gewährt worden ist, in eine Alterspension um-
gewandelt; auf diese ist das Kapitel 3 anzu-
wenden.

(4) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines
der Vertragsstaaten die Höhe der Leistung von
der Zahl der Familienangehörigen ab, so be-
rücksichtigt der Träger, der die Leistung be-
stimmt, bei ihrer Berechnung auch die Familien-
angehörigen, die im Gebiet des anderen Ver-
tragsstaates wohnen.

Kapitel 3

Alter und Tod

(Pensionen)

Artikel 22

(1) Galten für einen Versicherten nacheinan-
der oder abwechselnd die Rechtsvorschriften
beider Vertragsstaaten, so werden für den Er-
werb, die Aufrechterhaltung oder das Wiederauf-
leben des Leistungsanspruches die nach den
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten zu-
rückgelegten Versicherungszeiten zusammenge-
rechnet, soweit sie sich nicht überschneiden. In
welchem Ausmaß und in welcher Weise Ver-
sicherungszeiten zu berücksichtigen sind, richtet
sich nach den Rechtsvorschriften des Vertrags-
staates, in dessen Versicherung diese Zeiten zu-
rückgelegt worden sind.
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(2) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines
der Vertragsstaaten die Gewährung bestimmter
Leistungen davon ab, daß die Versicherungs-
zeiten in einem Beruf zurückgelegt worden sind,
für den ein Sondersystem gilt, so werden für
den Erwerb des Anspruches auf diese Leistungen
nur die nach dem entsprechenden System des
anderen Vertragsstaates und die nach dessen
anderen Systemen in dem gleichen Beruf zurück-
gelegten Zeiten zusammengerechnet, soweit sie
sich nicht überschneiden. Erfüllt der Versicherte
trotz dieser Zusammenrechnung nicht die Vor-
aussetzungen für die Gewährung dieser Lei-
stungen, so werden die betreffenden Zeiten für
den Erwerb des Anspruches auf Leistungen nach
dem allgemeinen System der Vertragsstaaten
ebenfalls zusammengerechnet.

Artikel 23

(1) Beanspruchen ein im Artikel 22 bezeich-
neter Versicherter oder seine Hinterbliebenen
Leistungen auf Grund der Rechtsvorschriften
beider Vertragsstaaten, nach denen der Ver-
sicherte Versicherungszeiten zurückgelegt hat,
so werden die Leistungen auf folgende Weise
festgestellt:

a) Der Träger jedes Vertragsstaates ermittelt
nach seinen Rechtsvorschriften, ob die betref-
fende Person unter Berücksichtigung der im
vorhergehenden Artikel vorgesehenen Zusam-
menrechnung der Zeiten die Voraussetzungen
für den Anspruch auf die in diesen Rechtsvor-
schriften vorgesehenen Leistungen erfüllt.

b) Besteht nach der litera a ein Anspruch, so
ermittelt jeder in Betracht kommende Träger
zunächst den Betrag der Leistung, auf die die
betreffende Person Anspruch hätte, wenn sämt-
liche nach dem vorhergehenden Artikel zusam-
mengerechneten Versicherungszeiten ausschließ-
lich nach seinen eigenen Rechtsvorschriften zu-
rückgelegt worden wären. Auf Grund dieses
Betrages setzt der Träger den geschuldeten
Betrag nach dem Verhältnis fest, das zwischen
der Dauer der nach seinen Rechtsvorschriften
vor Eintritt des Versicherungsfalles zurückgeleg-
ten Zeiten und der Gesamtdauer der nach den
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten vor
Eintritt des Versicherungsfalles zurückgelegten
Zeiten besteht. Dieser Betrag ist die Leistung, die
der Träger der betreffenden Person schuldet,

c) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften eines
der Vertragsstaaten, daß die Berechnung der
Leistungen auf einem durchschnittlichen Entgelt,
Beitrag, Steigerungsbetrag oder auf dem Verhält-
nis beruht, in dem während der zurückgelegten
Beitragszeiten das Bruttoentgelt der betreffenden
Person zu dem durchschnittlichen Bruttoentgelt
aller Versicherten mit Ausnahme der Lehrlinge
gestanden hat, so werden diese Durchschnitts-
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werte oder Verhältniszahlen für die Berechnung
der von dem Träger dieses Staates zu tragenden
Leistung unter ausschließlicher Berücksichtigung
der Versicherungszeiten, die nach den Rechtsvor-
schriften dieses Staates zurückgelegt worden sind,
oder unter Berücksichtigung des Bruttoentgeltes
der betreffenden Person während dieser Zeiten
ermittelt. Hängt nach den Rechtsvorschriften
eines der Vertragsstaaten die Berechnung der
Leistungen von der Höhe der erzielten Entgelte
oder entrichteten Beiträge ab, so berücksichtigt
der die Leistungen bestimmende Träger die Ent-
gelte oder Beiträge, die sich auf die nach dem
System des anderen Vertragsstaates zurückgeleg-
ten Versicherungszeiten beziehen, auf der Grund-
lage des Durchschnitts der Entgelte oder Bei-
träge, die für die nach seinem eigenen System
zurückgelegten Versicherungszeiten ermittelt
worden sind. Hiebei werden die in den Rechts-
vorschriften eines Vertragsstaates vorgesehenen
Aufwertungsbestimmungen berücksichtigt; eine
weitere Vereinbarung kann zur Vermeidung jeg-
licher doppelten Aufwertung näheres regeln.

d) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines der
Vertragsstaaten die Höhe der Leistung von der
Zahl der Familienangehörigen ab, so berücksich-
tigt der Träger, der die Leistung bestimmt, bei
ihrer Berechnung auch die Familienangehörigen,
die im Gebiet des anderen Vertragsstaates woh-
nen.

e) Erfüllt die betreffende Person unter Berück-
sichtigung der Zusammenrechnung der Zeiten
nach dem vorhergehenden Artikel zu einem be-
stimmten Zeitpunkt die Voraussetzungen der auf
sie anzuwendenden Rechtsvorschriften zwar nicht
beider Vertragsstaaten, wohl aber eines von
ihnen, so wird der Betrag der Leistung nach der
litera b bestimmt.

f) Erfüllt die betreffende Person zu einem
bestimmten Zeitpunkt die Voraussetzungen der
auf sie anwendbaren Rechtsvorschriften zwar
nicht beider Vertragsstaaten, wohl aber eines von
ihnen, ohne daß es erforderlich ist, die nach den
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates
zurückgelegten Zeiten zu berücksichtigen, so
wird der Betrag der Leistung nur auf Grund der
Rechtsvorschriften festgestellt, nach denen der
Anspruch erworben worden ist, und zwar unter
ausschließlicher Berücksichtigung der nach diesen
zurückgelegten Zeiten.

g) In den Fällen der literae e und f dieses
Absatzes werden die bereits festgestellten Lei-
stungen jeweils neu nach der litera b dieses Ab-
satzes festgestellt, sobald die Voraussetzungen der
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten unter
Berücksichtigung der Zusammenrechnung der
Zeiten nach dem vorhergehenden Artikel erfüllt
sind.
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(2) a) Fällt eine nach den Rechtsvorschriften
eines der Vertragsstaaten zurückgelegte Pflicht-
versicherungszeit mit einer nach den Rechtsvor-
schriften des anderen Vertragsstaates zurückge-
legten Zeit freiwilliger Versicherung zusammen,
so wird für die Bemessung der Leistung nach
Absatz 1 litera b nur die Pflichtversicherungszeit
angerechnet.

b) Fällt eine nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates zurückgelegte Beitragszeit mit
einer nach den Rechtsvorschriften des anderen
Vertragsstaates gleichgestellten Zeit zusammen,
so wird für die Bemessung der Leistung nach
Absatz 1 litera b nur die erstere angerechnet.

c) Jede Zeit, die nach den Rechtsvorschriften
beider Vertragsstaaten eine gleichgestellte Zeit
ist, wird nur von dem zuständigen Träger des
Vertragsstaates angerechnet, nach dessen Rechts-
vorschriften der Versicherte zuletzt vor dieser
Zeit pflichtversichert war; ist der Versicherte vor
dieser Zeit nicht nach den Rechtsvorschriften
eines Vertragsstaates pflichtversichert gewesen, so
wird diese Zeit von dem zuständigen Träger des
Vertragsstaates angerechnet, nach dessen Rechts-
vorschriften er zum ersten Mal nach der betref-
fenden Zeit pflichtversichert war.

d) Sind nach der litera a Zeiten der freiwilligen
Versicherung, die nach den Rechtsvorschriften
eines Vertragsstaates erworben worden sind,
nicht zu berücksichtigen, so werden die Beiträge,
die auf diese Zeiten entfallen, so berücksichtigt,
als wenn sie zur Erhöhung der Leistungen nach
diesen Rechtsvorschriften entrichtet worden
wären. Sehen diese Rechtsvorschriften eine
Höherversicherung vor, so werden die Beiträge
für die Berechnung der Leistungen aus dieser
Versicherung berücksichtigt.

(3) Erreichen die Versicherungszeiten, die nach
den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates zu-
rückgelegt worden sind, insgesamt nicht zwölf
Monate, so wird nach diesen Rechtsvorschriften
keine Leistung gewährt; in diesem Fall berück-
sichtigt der andere Vertragsstaat die genannten
Zeiten für den Erwerb, die Aufrechterhaltung
und das Wiederaufleben des Leistungsanspruches,
nicht aber für die Feststellung des geschuldeten
Teilbetrages nach Absatz 1 litera b. Diese Be-
stimmung gilt nicht, wenn der Leistungsanspruch
nach den Rechtsvorschriften des ersten Staates
und lediglich auf Grund von Zeiten erworben
wurde, die nach diesen Rechtsvorschriften zurück-
gelegt worden sind.

292
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Artikel 24

(1) Ist der Betrag der Leistungen, die der
Betreffende ohne Anwendung der Artikel 22
und 23 nach den Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaates beanspruchen könnte, höher als der
Gesamtbetrag der nach diesen Bestimmungen
geschuldeten Leistungen, so ist der zuständige
Träger verpflichtet, dem Betreffenden eine Zulage
in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen diesen
beiden Beträgen zu zahlen. Die Aufwendungen
für diese Zulage gehen voll und ganz zu Lasten
dieses Trägers.

(2) Würde die Anwendung des Absatzes 1
dazu führen, daß dem Betreffenden Zulagen von
den Trägern beider Vertragsstaaten zu zahlen
wären, so erhält er ausschließlich die höhere
Zulage. Die Aufwendungen für diese Zulage
werden auf die zuständigen Träger dieser Ver-
tragsstaaten verteilt, und zwar in dem Verhält-
nis, das zwischen dem Betrag der Zulage besteht,
die der einzelne Träger schulden würde, wenn er
allein beteiligt wäre, und dem Gesamtbetrag der
Zulagen, die alle beteiligten Träger zahlen
müßten.

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 bezeichnete
Zulage gilt als Bestandteil der Leistungen, die
von dem zur Zahlung verpflichteten Träger zu
gewähren sind. Die Feststellung ihrer Höhe ist
endgültig, mit Ausnahme der Fälle, in denen
Artikel 23 Absatz 1 litera g anzuwenden ist.

K a p i t e l 4

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten

Artikel 25

(1) Jeder Dienstnehmer, der einen Arbeits-
unfall erlitten oder sich eine Berufskrankheit
zugezogen hat, sei es

a) im Gebiet des anderen Vertragsstaates als
des zuständigen Staates oder

b) im Gebiet des zuständigen Staates
aa) und der seinen Wohnort in das Gebiet

des anderen Vertragsstaates verlegt oder
bb) dessen Zustand bei einem vorüber-

gehenden Aufenthalt in dem zuletzt
genannten Gebiet sofort ärztliche Be-
treuung einschließlich Krankenhauspflege
erforderlich macht,

erhält zu Lasten des zuständigen Trägers Sach-
leistungen, die ihm vom Träger seines Aufent-
haltsortes oder seines neuen Wohnortes gewährt
werden. Im Fall des Wohnortwechsels muß der
Dienstnehmer vor dem Wechsel die Zustimmung
des zuständigen Trägers einholen. Diese Zustim-
mung darf aber nur verweigert werden, wenn
der Wohnortwechsel des Betreffenden geeignet
ist, seinen Gesundheitszustand oder die Durch-
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führung der ärztlichen Behandlung zu gefährden.
Die Zustimmung kann ausnahmsweise nachträg-
lich erteilt werden, wenn sie aus entschuldbaren
Gründen vorher nicht beantragt werden konnte.

(2) Hinsichtlich des Umfanges, der Dauer und
der Art und Weise der Gewährung der Sach-
leistungen, die nach Absatz 1 gewährt werden,
finden die Bestimmungen des Artikels 15 Ab-
sätze 4 und 5 entsprechend Anwendung.

(3) Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertrags-
staates eine Höchstdauer der Leistungsgewährung
vor, so hat der diese Rechtsvorschriften anwen-
dende zuständige Träger gegebenenfalls die
Zeiten anzurechnen, während deren bereits die
Leistungen von einem Träger des anderen Ver-
tragsstaates erbracht wurden.

(4) Sachleistungen nach Absatz 1 werden den
Trägern, die sie gewährt haben, nach den Bestim-
mungen des Artikels 20 erstattet.

(5) In den Fällen des Absatzes 1 werden die
Geldleistungen nach den Rechtsvorschriften des
zuständigen Staates gewährt.

(6) Handelt es sich jedoch um einen Dienst-
nehmer, der in Frankreich einer landwirtschaft-
lichen Berufsgruppe angehört, so werden Lei-
stungen jeder Art unmittelbar durch den ver-
antwortlichen Dienstgeber oder den an dessen
Stelle tretenden Versicherer gewährt.

Artikel 26

(1) Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertrags-
staates ausdrücklich oder stillschweigend vor, daß
bei der Bemessung des Grades der Erwerbs-
unfähigkeit infolge eines Arbeitsunfalles oder
einer Berufskrankheit im Sinne dieser Rechtsvor-
schriften früher eingetretene Arbeitsunfälle oder
Berufskrankheiten zu berücksichtigen sind, so
gilt dies auch für früher eingetretene, unter die
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates
fallende Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten,
als ob sie unter die Rechtsvorschriften des ersten
Vertragsstaates gefallen wären.

(2) Auf Geldleistungen ist Artikel 13 ent-
sprechend anzuwenden.

Artikel 27

(1) Kann eine Berufskrankheit nach den
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten ent-
schädigt werden, so sind Leistungen nur nach den
Rechtsvorschriften des Vertragsstaates zu gewäh-
ren, in dessen Gebiet zuletzt eine Beschäftigung
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ausgeübt wurde, die geeignet ist, eine solche
Berufskrankheit zu verursachen, sofern die be-
treffende Person die nach diesen Rechtsvorschrif-
ten vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt.

(2) Hängt die Gewährung der Leistungen für
eine Berufskrankheit nach den Rechtsvorschriften
eines Vertragsstaates davon ab, daß die Krank-
heit zum ersten Mal im Gebiet dieses Staates
ärztlich festgestellt worden ist, so gilt diese
Bedingung als erfüllt, wenn die betreffende
Krankheit zum ersten Mal im Gebiet des anderen
Vertragsstaates festgestellt worden ist.

Artikel 28

Erhebt ein Dienstnehmer, der nach den Rechts-
vorschriften eines Vertragsstaates eine Entschädi-
gung für eine Berufskrankheit erhalten hat oder
erhält, bei Verschlimmerung einer Berufskrank-
heit wegen einer gleichartigen Berufskrankheit
nach den Rechtsvorschriften des anderen Ver-
tragsstaates Anspruch auf Leistungen, so gelten
folgende Bestimmungen:

a) Hat der Dienstnehmer im Gebiet dieses
Staates keine Beschäftigung ausgeübt, die geeignet
war, die Berufskrankheit zu verursachen oder zu
verschlimmern, so bleibt der zuständige Träger
des ersten Staates verpflichtet, die Leistungen
nach seinen eigenen Rechtsvorschriften unter
Berücksichtigung der Verschlimmerung zu seinen
Lasten zu gewähren.

b) Hat der Dienstnehmer im Gebiet des letzten
Staates eine derartige Beschäftigung ausgeübt, so
bleibt der zuständige Träger des ersten Staates
verpflichtet, die Leistungen nach seinen eigenen
Rechtsvorschriften ohne Berücksichtigung der
Verschlimmerung zu gewähren; der zuständige
Träger des anderen Vertragsstaates gewährt dem
Dienstnehmer eine Zulage, deren Höhe sich nach
den Rechtsvorschriften des zweiten Staates be-
stimmt und dem Unterschiedsbetrag zwischen der
nach der Verschlimmerung geschuldeten Leistung
und dem Betrag entspricht, der geschuldet sein
würde, wenn die Krankheit vor der Verschlim-
merung in seinem Gebiet eingetreten wäre.

K a p i t e l 5

Sterbegeld

Artikel 29

(1) Galten für einen Dienstnehmer nacheinan-
der oder abwechselnd die Rechtsvorschriften
beider Vertragsstaaten, so werden für den Er-
werb, die Aufrechterhaltung oder das Wiederauf-
leben des Anspruches auf Sterbegelder, die in
anderen als den Rechtsvorschriften über Arbeits-
unfälle und Berufskrankheiten vorgesehen sind,
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die nach den Rechtsvorschriften beider Vertrags-
staaten zurückgelegten Versicherungszeiten zu-
sammengerechnet, soweit sie sich nicht über-
schneiden.

(2) Stirbt ein Dienstnehmer, der den Rechts-
vorschriften eines der Vertragsstaaten untersteht,
oder ein Pensions- oder Rentenberechtigter oder
ein Familienangehöriger im Gebiet des anderen
Vertragsstaates, so gilt der Tod als im Gebiet des
zuständigen Staates eingetreten.

(3) Das Sterbegeld geht zu Lasten des zustän-
digen Trägers, auch wenn sich der Leistungs-
empfänger im Gebiet des anderen als des zustän-
digen Vertragsstaates befindet.

(4) Die Absätze 2 und 3 sind auch anzuwenden,
wenn der Tod infolge eines Arbeitsunfalles oder
einer Berufskrankheit eintritt.

K a p i t e l 6

Familienleistungen

Artikel 30

Die in Österreich beschäftigten französischen
Dienstnehmer und die in Frankreich beschäftig-
ten österreichischen Dienstnehmer unterliegen
jeweils den in Österreich bzw. in Frankreich
anwendbaren Rechtsvorschriften über die Fa-
milienleistungen und gelangen, ebenso wie ihre
Familienangehörigen, unter den , gleichen Vor-
aussetzungen wie die Staatsangehörigen dieser
Staaten in den Genuß dieser Leistungen.

Artikel 31

Wenn die Rechtsvorschriften der Vertrags-
staaten den Erwerb eines Anspruches auf Lei-
stungen von der Erfüllung einer Beschäftigungs-
zeit oder einer Zeit einer Berufsausübung ab-
hängig machen, so berücksichtigt dies der Träger,
der diese Rechtsvorschriften anzuwenden hat,
in dem erforderlichen Ausmaß, als die Zeiten
einer Beschäftigung oder Berufsausübung nach
den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags-
staates erfüllt sind.

Artikel 32

(1) Für die Anwendung dieses Artikels be-
deutet der Ausdruck „Kinder" die Kinder, die
in den Rechtsvorschriften, nach denen die Lei-
stungen gebühren, als solche bezeichnet oder
anerkannt sind.

(2) Die den Rechtsvorschriften eines Vertrags-
staates unterliegenden Dienstnehmer, die Kinder
haben, die sich im Gebiet des anderen Staates
gewöhnlich aufhalten oder dort erzogen wer-
den, haben für diese Kinder Anspruch auf die
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nach den Rechtsvorschriften des ersten Staates
vorgesehenen Familienbeihilfen, als ob sie sich
im Gebiet dieses Staates gewöhnlich aufhielten
oder dort erzogen würden.

(3) Der Betrag der gewährten Familienbei-
hilfen ist jedoch mit dem Teilbetrag begrenzt,
der nicht den Betrag der Familienbeihilfen über-
schreitet, der nach den Rechtsvorschriften des
Staates, in dessen Gebiet sich die Kinder gewöhn-
lich aufhalten, gebühren würde.

(4) Für die Anwendung der Bestimmung des
vorstehenden Absatzes wird der Vergleich der
Beträge der nach den beiden betreffenden Rechts-
vorschriften gebührenden Familienbeihilfen
unter Berücksichtigung der Gesamtzahl der Kin-
der des in Betracht kommenden Beihilfen-
empfängers vorgenommen.

(5) Die Bestimmungen der Absätze 3 und 4
sind nicht auf die im Artikel 9 litera a und im
Artikel 11 bezeichneten Dienstnehmer anzuwen-
den, die nach den Rechtsvorschriften, denen
sie unterworfen bleiben, Anspruch auf die vor-
gesehenen Familienleistungen für die Kinder
haben, die sie in das Gebiet des Staates beglei-
ten, in den sie entsendet sind. Diese Leistungen
sind vom zuständigen Träger zu zahlen.

Artikel 33

Wird der Anspruch auf Leistungen auf Grund
der Rechtsvorschriften des einen oder des ande-
ren Vertragsstaates nacheinander erworben, so
geht der Betrag der für den laufenden Monat
gebührenden Leistungen zu Lasten des Trägers
des Staates, dem der Leistungsberechtigte am
ersten Tag des betreffenden Kalendermonats
unterstand.

ABSCHNITT IV

VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN

Artikel 34

(1) Die zuständigen Behörden werden un-
mittelbar miteinander das Nähere über die zur
Durchführung dieses Abkommens erforderlichen
Maßnahmen bestimmen. Sie können insbeson-
dere die Errichtung von beiderseitigen Verbin-
dungsstellen, die der Erleichterung der Durch-
führung dieses Abkommens dienen, vereinbaren.

(2) Die zuständigen Behörden der beiden
Staaten unterrichten einander

a) über alle zur Anwendung dieses Abkom-
mens getroffenen Maßnahmen;

b) über alle die Anwendung dieses Abkom-
mens berührenden Änderungen ihrer
Rechtsvorschriften.
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(3) Für die Anwendung dieses Abkommens
haben die Behörden und Träger der Vertrags-
staaten einander zu unterstützen und wie bei
der Anwendung ihrer eigenen Rechtsvorschrif-
ten zu handeln. Diese Amtshilfe ist kostenlos.

(4) Für die gerichtliche Rechtshilfe sind das
Haager Übereinkommen vom 1. März 1954
und das Zusatzabkommen vom 15. Juli 1966
zwischen der Republik Österreich und der
Französischen Republik zu diesem Übereinkom-
men entsprechend anzuwenden.

(5) Die Träger und Behörden der Vertrags-
staaten können zwecks Anwendung dieses Ab-
kommens miteinander sowie mit beteiligten Per-
sonen oder deren Beauftragten unmittelbar in
Verbindung treten.

(6) Die Träger und Behörden eines Vertrags-
staates dürfen die bei ihnen eingereichten An-
träge und sonstigen Schriftstücke nicht deshalb
zurückweisen, weil sie in der Amtssprache des
anderen Vertragsstaates abgefaßt sind.

(7) Ärztliche Untersuchungen, die in Durch-
führung der Rechtsvorschriften eines der Ver-
tragsstaaten vorgenommen werden und Personen
betreffen, die sich im Gebiet des anderen Ver-
tragsstaates aufhalten, werden auf Ersuchen der
zuständigen Stelle zu ihren Lasten vom Träger
des Aufenthaltsortes veranlaßt.

Artikel 35

(1) Jede in den Vorschriften eines der Ver-
tragsstaaten vorgesehene Befreiung oder Er-
mäßigung von Steuern, Stempel-, Gerichts- oder
Eintragungsgebühren für Schriftstücke oder Ur-
kunden, die in Anwendung dieser Rechtsvor-
schriften vorzulegen sind, wird auf die ent-
sprechenden Schriftstücke und Urkunden er-
streckt, die in Anwendung dieses Abkommens
oder der Rechtsvorschriften des anderen Ver-
tragsstaates vorzulegen sind.

(2) Urkunden, Dokumente und Schriftstücke
jeglicher Art, die in Anwendung dieses Ab-
kommens vorgelegt werden müssen, bedürfen
keiner Beglaubigung.

Artikel 36

(1) Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel,
die in Anwendung dieses Abkommens oder der
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates bei einer
Behörde, einem Träger oder einer sonstigen
zuständigen Einrichtung eines der Vertrags-
staaten eingereicht werden, sind als bei einer
Behörde, einem Träger oder einer sonstigen zu-
ständigen Einrichtung des anderen Vertrags-
staates eingereichte Anträge, Erklärungen oder
Rechtsmittel anzusehen.
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(2) Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel,
die in Anwendung der Rechtsvorschriften eines
der Vertragsstaaten innerhalb einer bestimmten
Frist bei einer Behörde, einem Träger oder einer
sonstigen zuständigen Einrichtung dieses Staates
einzureichen sind, können innerhalb der glei-
chen Frist bei der entsprechenden Stelle des
anderen Vertragsstaates eingereicht werden.

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 über-
mittelt die in Anspruch genommene Stelle diese
Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel ent-
weder unmittelbar oder durch Vermittlung der
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten un-
verzüglich an die entsprechende zuständige Stelle
des ersten Staates.

Artikel 37

(1) Die nach diesem Abkommen leistungs-
pflichtigen Stellen können die Leistungen mit
befreiender Wirkung in der Währung ihres
Staates leisten.

(2) Die in diesem Abkommen vorgesehenen
Erstattungen haben in der Währung des Staates,
in dem der Träger, der die Leistungen gewährt
hat, seinen Sitz hat, zu erfolgen.

(3) Überweisungen auf Grund dieses Abkom-
mens werden nach Maßgabe der Vereinbarungen
vorgenommen, die auf diesem Gebiet in den
beiden Staaten im Zeitpunkt der Überweisung
gelten.

Artikel 38

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder
die Anwendung dieses Abkommens werden auf
diplomatischem Wege beigelegt.

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise
nicht beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen
eines der Vertragsstaaten einem Schiedsgericht
zu unterbreiten, das wie folgt zu bilden ist:

a) Jede der Parteien bestellt binnen einem
Monat ab dem Empfang des Verlangens einer
schiedsgerichtlichen Entscheidung einen Schieds-
richter. Die beiden so nominierten Schiedsrichter
wählen innerhalb von zwei Monaten, nachdem
die Partei, die ihren Schiedsrichter zuletzt be-
stellt hat, dies notifiziert hat, einen Staatsange-
hörigen eines Drittstaates als dritten Schieds-
richter.

b) Wenn eine Partei innerhalb der festge-
setzten Frist keinen Schiedsrichter bestellt hat,
kann die andere Vertragspartei den Präsiden-
ten des Internationalen Gerichtshofes ersuchen,
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einen solchen zu bestellen. Entsprechend ist über
Aufforderung einer Partei vorzugehen, wenn
sich die beiden Schiedsrichter über die Wahl
des dritten Schiedsrichters nicht einigen können.

c) Für den Fall, daß der Präsident des Inter-
nationalen Gerichtshofes die Staatsangehörig-
keit eines der beiden Vertragsstaaten besitzt,
gehen die ihm durch diesen Artikel übertragenen
Funktionen auf den Vizepräsidenten des Ge-
richtshofes oder auf den ranghöchsten Richter
des Gerichtshofes über, auf den dieser Umstand
nicht zutrifft.

(3) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stim-
menmehrheit. Seine Entscheidungen sind für die
beiden Vertragsstaaten bindend. Jeder Vertrags-
staat trägt die Kosten des Schiedsrichters, den
er bestellt. Die übrigen Kosten werden von
den Vertragsstaaten zu gleichen Teilen getragen.
Das Schiedsgericht regelt sein Verfahren selbst.

Artikel 39

Beiträge, die einem Träger eines der Vertrags-
staaten geschuldet werden, können im Gebiet
des anderen Vertragsstaates nach dem Verwal-
tungsverfahren eingetrieben werden, das für
die Eintreibung der einem entsprechenden Trä-
ger dieses Staates geschuldeten Beiträge gilt. Die
Anwendung dieser Bestimmung wird durch
weitere Vereinbarungen geregelt, die auch das
Verfahren zur gerichtlichen Einbringung betref-
fen können.

Artikel 40

(1) Hat eine Person, die nach den Rechtsvor-
schriften eines Vertragsstaates Leistungen für
einen Schaden erhält, der im Gebiet des anderen
Staates eingetreten ist, dort gegen einen Dritten
Anspruch auf Ersatz des Schadens, so gilt für
etwaige Ansprüche des verpflichteten Trägers
gegen den Dritten folgende Regelung:

a) Sind die Ansprüche, die der Leistungs-
empfänger gegen den Dritten hat, nach
den für den verpflichteten Träger gelten-
den Rechtsvorschriften auf diesen Träger
übergegangen, so erkennt jeder Vertrags-
staat dies an;

b) hat der verpflichtete Träger gegen den
Dritten einen unmittelbaren Anspruch, so
erkennt jeder Vertragsstaat dies an.

(2) Die Anwendung des Absatzes 1 wird
durch weitere Vereinbarungen geregelt.
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ABSCHNITT V

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIM-
MUNGEN

Artikel 41

(1) Dieses Abkommen begründet keinen An-
spruch auf Zahlung von Leistungen für die Zeit
vor seinem Inkrafttreten.

(2) Für die Feststellung des Anspruches auf
Leistungen nach diesem Abkommen werden
auch Versicherungszeiten berücksichtigt, die nach
den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates vor
Inkrafttreten dieses Abkommens zurückgelegt
•worden sind.

(3) Vorbehaltlich des Absatzes 1 werden Lei-
stungen nach diesem Abkommen auch für Er-
eignisse gewährt, die vor seinem Inkrafttreten
eingetreten sind. Zu diesem Zweck werden alle
Leistungen, die wegen der Staatsangehörigkeit
der betreffenden Person oder weil sie im Gebiet
des anderen als des Vertragsstaates wohnt, in
dem der verpflichtete Träger seinen Sitz hat,
nicht festgestellt oder aber zum Ruhen gebracht
worden sind, auf Antrag dieser Person ab dem
Inkrafttreten dieses Abkommens festgestellt oder
zum Wiederaufleben gebracht, soweit nicht
früher festgestellte Ansprüche durch Kapital-
zahlung abgegolten worden sind.

(4) Vor Inkrafttreten dieses Abkommens fest-
gestellte Pensionen oder Renten können auf An-
trag der betreffenden Person oder von Amts
wegen neu festgestellt werden. Die Neufest-
stellung bewirkt, daß den Berechtigten vom
Inkrafttreten dieses Abkommens an die gleichen
Rechte zustehen, als ob das Abkommen bereits
im Zeitpunkt der Feststellung in Kraft gewesen
wäre. Der Antrag auf Neufeststellung ist binnen
zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Abkom-
mens einzureichen.

(5) Sehen die Rechtsvorschriften der Vertrags-
staaten den Ausschluß oder die Verjährung von
Ansprüchen vor, so werden hinsichtlich der An-
sprüche aus den Absätzen 3 und 4 die dies-
bezüglichen Vorschriften auf die Berechtigten
nicht angewendet, wenn der in den Absätzen 3
und 4 bezeichnete Antrag binnen zwei Jahren
nach Inkrafttreten dieses Abkommens gestellt
wird. Wird der Antrag nach Ablauf dieser Frist
gestellt, so besteht der Anspruch auf Leistungen,
soweit er nicht ausgeschlossen oder verjährt ist,
vom Zeitpunkt der Antragstellung an, es sei
denn, daß günstigere Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates anwendbar sind.
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Artikel 42

(1) Dieses Abkommen wird nach den in jedem
der beiden Staaten geltenden verfassungsrecht-
lichen Bestimmungen ratifiziert und tritt am
ersten Tage des zweiten Monats nach Austausch
der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(2) Dieses Abkommen wird für die Dauer
eines Jahres geschlossen. Es gilt als stillschwei-
gend von Jahr zu Jahr verlängert, es sei denn,
daß es drei Monate vor Ablauf der Geltungs-
dauer schriftlich gekündigt wird.

(3) Im Falle der Kündigung gelten die Be-
stimmungen dieses Abkommens für erworbene
Ansprüche weiter, und zwar ohne Rücksicht auf
einschränkende Bestimmungen, die die in Be-
tracht kommenden Systeme für den Fall des
Aufenthaltes eines Versicherten im Ausland vor-
sehen.

(4) Dieses Abkommen tritt an die Stelle der
entsprechenden Bestimmungen des Arbeits-,
Sozialversicherungs- und Fürsorgevertrages zwi-
schen Österreich und Frankreich vom 27. Mai
1930.

ZU URKUND DESSEN haben die oben
erwähnten Bevollmächtigten dieses Abkommen
unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 28. Mai 1971 in
zwei Urschriften in deutscher und französischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Rudolf Kirchschläger m. p.

Für die Französische Republik:
Fr. Leduc m. p.

PROTOKOLL
Bei Unterzeichnung des heute zwischen der

Republik Österreich und der Französischen Re-
publik geschlossenen Allgemeinen Abkommens
über Soziale Sicherheit erklären die Bevollmäch-
tigten beider Vertragsstaaten, daß Einverständnis
über folgende Bestimmungen besteht, die Be-
standteil dieses Abkommens sind:

1. Zu Artikel 3:
a) Die Vorteile, die sich die beiden Vertrags-

staaten gegenseitig im Rahmen dieses Ab-
kommens zugestanden haben, können ge-
mäß einem in bezug auf die durch dieses
Abkommen geregelten Angelegenheiten
bestehenden allgemein anerkannten Grund-
satz von Staatsangehörigen von Dritt-
staaten nicht beansprucht werden.
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b) Dieses Abkommen findet auch auf Flücht-
linge im Sinne der Konvention vom 28. Juli
1951 über die Rechtsstellung der Flücht-
linge Anwendung.

2. Zu Artikel 4:
a) Die Vorschriften des österreichischen Bun-

desgesetzes vom 22. November 1961 über
Leistungsansprüche und Anwartschaften in
der Pensions(Renten)versicherung und der
Unfallversicherung auf Grund von Beschäf-
tigungen im Ausland sind auf französische
Staatsangehörige nicht anwendbar.

b) Die im Absatz 1 festgelegte Gleichstellung
der Staatsangehörigen der beiden Vertrags-
teile bezieht sich nicht auf die Erfüllung der
persönlichen Voraussetzungen nach den
österreichischen Rechtsvorschriften hin-
sichtlich der Berücksichtigung von Kriegs-
dienstzeiten und diesen gleichgestellten
Zeiten.

3. Zu Artikel 7:
Bei Anwendung des Absatzes 2 gelten auch

die österreichischen Rechtsvorschriften über das
Nichtbestehen oder die Einschränkung eines
Leistungsanspruches als Kürzungs- oder Ruhens-
bestimmungen.

4. Zu Artikel 22:
a) Zeiten, die nach den österreichischen

Rechtsvorschriften nicht zurückgelegt, aber
wie Versicherungszeiten zu berücksichtigen
sind, werden so berücksichtigt, als wären
sie nach den österreichischen Rechtsvor-
schriften zurückgelegt.

b) Absatz 1 ist nicht anzuwenden hinsichtlich
eines Anspruches auf eine vorzeitige Alters-
pension bei Arbeitslosigkeit oder bei langer
Versicherungsdauer nach den österreichi-
schen Rechtsvorschriften.

c) Absatz 1 ist nicht anzuwenden hinsichtlich
der Ansprüche auf eine vorzeitige Alters-
rente der Dienstnehmer im Bergbau nach
den französischen Rechtsvorschriften.

d) Die Kinderbeihilfen, die nach der franzö-
sischen Sondergesetzgebung für Dienstneh-
mer im Bergbau vorgesehen sind, werden
unter den in diesen Vorschriften festge-
setzten Bedingungen gewährt.

e) Die kumulierbare Entschädigung (l'indem-
nité cumulable) und die Sonderbeihilfe, die
nach den auf Dienstnehmer im Bergbau
anwendbaren französischen Rechtsvor-
schriften vorgesehen sind, werden nur
Dienstnehmern gewährt, die im französi-
schen Bergbau arbeiten.

5. Zu Artikel 23:
a) Für die Feststellung der Leistungszugehö-

rigkeit und Leistungszuständigkeit in der
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österreichischen Pensionsversicherung wer-
den französische Versicherungszeiten nach
der Art der während dieser Zeiten ausge-
übten Erwerbstätigkeit berücksichtigt.

b) An die Stelle des im Absatz 1 litera b ange-
führten Versicherungsfalles tritt der Stich-
tag im Sinne der österreichischen Rechts-
vorschriften.

c) Hängt nach den österreichischen Rechts-
vorschriften die Anrechnung von Ersatz-
zeiten von einer vorangehenden oder nach-
folgenden Versicherungszeit ab, so ist hiebei
auch eine solche in der französischen
Rentenversicherung zurückgelegte Versiche-
rungszeit heranzuziehen.

d) Als neutrale Zeiten nach den österreichi-
schen Rechtsvorschriften gelten auch gleich-
artige in der Französischen Republik zu-
rückgelegte Zeiten.

e) Bei der Ermittlung der Gesamtleistung
nach Absatz 1 litera b sind die in der fran-
zösischen Rente zu berücksichtigenden fran-
zösischen Versicherungszeiten ohne An-
wendung der österreichischen Rechtsvor-
schriften über die Anrechenbarkeit von
Versicherungszeiten heranzuziehen.

f) Bei Anwendung des Absatzes 1 litera b
erster Satz läßt der österreichische Versiche-
rungsträger Beiträge zur Höherversiche-
rung außer Betracht. Der im Absatz 1
litera b letzter Satz bezeichnete Betrag er-
höht sich um die Steigerungsbeträge für
Beiträge, die zur Höherversicherung ent-
richtet worden sind oder als zur Höherver-
sicherung entrichtet gelten.

g) Sind bei Anwendung des Absatzes 1 litera c
Beitragsgrundlagen für die Bildung einer
Bemessungsgrundlage in Fällen, in denen
der Stichtag vor dem 1. Jänner 1962 liegt,
nach den österreichischen Rechtsvorschrif-
ten nicht feststellbar, so wird als Beitrags-
grundlage das jeweils nach den österreichi-
schen Rechtsvorschriften geltende Vielfache
des am 31. Dezember 1946 üblichen Ar-
beitsverdienstes Beschäftigter gleicher Art
bis zur jeweils geltenden Höchstbeitrags-
grundlage herangezogen.

h) Bei Durchführung des Absatzes 1 litera b
erster Satz in Versicherungsfällen, auf die
der Vierte Teil des österreichischen Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes nicht
anzuwenden ist, hat der österreichische
Versicherungsträger Steigerungbeträge für
französische Versicherungszeiten mit der
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Maßgabe festzusetzen, daß als jährlicher
Steigerungsbetrag nach dem Stande der
Rechtsvorschriften vom 31. Dezember 1946
gilt:

aa) für die Invalidenrente bei Männern 40 g,
bei Frauen 25 g für jede anrechenbare
Woche,

bb) für das Ruhegeld bei Männern 2,70 S,
bei Frauen 1,90 S für jeden anrechen-
baren Monat,

cc) für die Knappschaftsvollrente bei Män-
nern 4,60 S und bei Frauen 3,— S für
jeden anrechenbaren Monat,

dd) für die Knappschaftsrente bei Männern
2,90 S und bei Frauen 1,90 S für jeden
anrechenbaren Monat.

Wird aus der österreichischen Pensions-
versicherung ein Abgeltungsbetrag für Zei-
ten einer Beschäftigung als Arbeiter vor
dem 1. Jänner 1939 gewährt, so sind Stei-
gerungsbeträge nur für die nach dem
31. Dezember 1938 gelegenen französischen
Versicherungszeilen anzusetzen.

i) Kommt bei der Bemessung des österreichi-
schen Steigerungsbetrages das Höchstaus-
maß in Betracht, so ist das Teilungsverhält-
nis nach Absatz 1 litera b auf Grund sämt-
licher in beiden Vertragsstaaten berücksich-
tigten Versicherungszeiten ohne Bedacht-
nahme auf dieses Höchstausmaß zu bestim-
men.

j) Bei Durchführung des Absatzes 1 litera b
sind Beiträge, die zum Erwerb von gleich-
gestellten Zeiten in der österreichischen
Pensionsversicherung entrichtet wurden,
nicht als Beiträge zur Höherversicherung
zu behandeln.

k) Bei Durchführung des Absatzes 1 litera b
sind unbeschadet des Absatzes 2 die sich
deckenden Versicherungszeiten mit ihrem
tatsächlichen Ausmaß zu berücksichtigen.

1) Hängt nach den österreichischen Rechts-
vorschriften die Gewährung von Leistun-
gen in der knappschaftlichen Pensionsver-
sicherung davon ab, daß knappschaftliche
Versicherungszeiten zurückgelegt sind, so
werden die nach den französischen Rechts-
vorschriften im Sondersystem der Sozialen
Sicherheit für den Bergbau zu berücksich-
tigenden Versicherungszeiten berücksich-
tigt. Hängt eine Leistung von der Verrich-
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tung wesentlich bergmännischer Tätigkeit
oder ihr gleichgestellter Tätigkeit ab, so
werden als solche Tätigkeiten auch diejeni-
gen berücksichtigt, die von dem französi-
schen Träger nach den für ihn geltenden
Rechtsvorschriften als qualifizierte Tätig-
keiten zu berücksichtigen sind.

m) Für die Anspruchsvoraussetzungen und für
die Leistung des Bergmannstreuegeldes aus
der österreichischen knappschaftlichen Pen-
sionsversicherung werden französische Ver-
sicherungszeiten nicht herangezogen.

n) Für die Bemessung der Abfindung werden
französische Versicherungszeiten nicht her-
angezogen.

o) Der Hilflosenzuschuß ist von der österrei-
chischen Pension innerhalb der nach Ab-
satz 1 litera b anteilsmäßig gekürzten
Grenzbeträge nach den österreichischen
Rechtsvorschriften zu berechnen. Besteht
nach diesen Rechtsvorschriften ohne Be-
rücksichtigung des Artikels 22 Absatz 1 des
Abkommens ein Anspruch auf eine öster-
reichische Pension, so sind die Grenzbeträge
nicht zu kürzen, es sei denn, daß nach
den französischen Rechtsvorschriften ein
Hilflosenzuschuß gewährt wird.

p) Die Sonderzahlungen aus der österreichi-
schen Pensionsversicherung gebühren im
Ausmaß der österreichischen Teilleistung;
Artikel 24 des Abkommens ist entspre-
chend anzuwenden.

6. Zu Artikel 32:
Die im Absatz 5 vorgesehenen Leistungen um-

fassen in bezug auf die französischen Rechtsvor-
schriften die eigentlichen Familienbeihilfen, die
Familienbeihilfen für den Alleinverdiener und die
vorgeburtlichen Familienbeihilfen.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten dieses Protokoll unterzeichnet und
mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 28. Mai 1971 in
zwei Urschriften in deutscher und französischer
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist.

Für die Republik Österreich:

Rudolf Kirchschläger m. p.

Für die Französische Republik:

Fr. Leduc m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Vertragswerk für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz, vom Bundesminister für soziale
Verwaltung, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für Auswärtige Ange-
legenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 19. April 1972

Der Bundespräsident:

Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Justiz:

Broda

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:

Häuser

Der Bundesminister für Finanzen:

Androsch

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten :
Kirchschläger

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Abkommen wurden am 28. September 1972 aus-
getauscht; das Albkommen tritt somit gemäß seinem Artikel 42 Absatz 1 am 1. November 1972 in
Kraft.

Kreisky

384.
VEREINBARUNG

zur Durchführung des Allgemeinen Abkom-
mens zwischen der Republik Österreich und
der Französischen Republik über Soziale

Sicherheit vom 28. Mai 1971

Auf Grund des Artikels 34 Absatz 1 des All-
gemeinen Abkommens zwischen der Republik
Österreich und der Französischen Republik über
Soziale Sicherheit vom 28. Mai 1971 haben die
zuständigen Behörden,

auf österreichischer Seite vertreten durch
Herrn Sektionsrat Dr. Josef S c h u h ,
Leiter der Abteilung für internationale Ange-
legenheiten der Sozialen Sicherheit im Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung,

auf französischer Seite vertreten durch
Herrn Roger L e j u e z , Verwaltungsrat,
Leiter des Büros für internationale Abkommen
über Soziale Sicherheit im Staatsministerium
für soziale Angelegenheiten,

Herrn Jean P l o c q u e , Leiter des Büros für
internationale Probleme der sozialen Sicherheit
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im Ministerium für Landwirtschaft und länd-
liche Entwicklung,

folgendes vereinbart:

ABSCHNITT I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Begriffsbestimmungen

(1) Das Allgemeine Abkommen zwischen der
Republik Österreich und der Französischen Repu-
blik über Soziale Sicherheit vom 28. Mai 1971
wird in der Folge als „Abkommen" bezeichnet.

(2) Die im Artikel 1 des Abkommens festgeleg-
ten Ausdrücke werden in dieser Vereinbarung mit
derselben Bedeutung verwendet, die ihnen im
genannten Artikel gegeben wird.

Artikel 2
Verbindungsstellen

(1) Verbindungsstellen nach Artikel 34 Ab-
satz 1 des Abkommens sind

in Frankreich
das Centre d Sécurité Sociale des Travail-
leurs Migrants,
für die im System für den Bergbau Versicher-
ten gilt jedoch hinsichtlich der Entsendun-
gen, der Pensionen bei Invalidität und bei
Alter und der Sterbegelder die Caisse Auto-
nome Nationale de la Sécurité Sociale dans
les Mines als Verbindungsstelle;

in Österreich
für die Kranken-, Unfall- und Pensionsver-
sicherung der Hauptverband der österreichi-
schen Sozialversicherungsträger,

für die Familienbeihilfen das Bundesmini-
sterium für Finanzen.

(2) Den Verbindungsstellen obliegen gewisse
in dieser Vereinbarung festgelegte Aufgaben. Im
übrigen gelten für sie die Bestimmungen des
Artikels 34 Absätze 3 und 5 des Abkommens
entsprechend.

Artikel 3
Zusammenrechnung der Versicherungszeiten

(1) Für die Anwendung des Artikels 5 Ab-
satz 1, des Artikels 12 Absatz 1, des Artikels 29
Absatz 1 und des Artikels 31 des Abkommens
hat die betreffende Person eine Bescheinigung
über die nach den Rechtsvorschriften des anderen
Vertragsstaates zurückgelegten Versicherungs-
zeiten vorzulegen.

(2) Diese Bescheinigung ist auf Ersuchen der
betreffenden Person von dem Träger oder den
Trägern auszustellen, welche die Rechtsvorschrif-

293
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ten anwenden, nach denen die in Betracht kom-
menden Versicherungszeiten erworben wurden.
Soweit eine Bescheinigung über Beschäftigungs-
zeiten in Österreich in Betracht kommt, ist diese
vom Träger der Krankenversicherung auszustel-
len.

ABSCHNITT II

ANWENDUNG DER BESTIMMUNGEN
OBER DIE ANZUWENDENDEN RECHTS-

VORSCHRIFTEN

Artikel 4

Entsendungen

(1) In dem im Artikel 9 litera a des Abkom-
mens bezeichneten Fall hat der Dienstnehmer
dem in Betracht kommenden Träger eine Ent-
sendebescheinigung vorzulegen.

(2) Die Entsendelbescheinigung ist auf Er-
suchen des Dienstnehmers oder seines Dienst-
gebers auszustellen

in Frankreich von
der Caisse primaire d'assurance maladie für
die im allgemeinen System Versicherten,
der Société de secours minière für die im
System für den Bergbau Versicherten,
der Caisse de mutualité sociale agricole für
die im System für die Landwirtschaft Ver-
sicherten,

in Österreich von
dem Träger der Krankenversicherung.

Artikel 5

Ausübung des Wahlrechtes

Der Dienstnehmer, der von dem im Ar-
tikel 10 Albsatz 2 des Abkommens vorgesehenen
Wahlrecht Gebrauch macht, hat gleichzeitig den
Träger im Entsendestaat, für dessen Rechtsvor-
schriften er sich entschieden hat, und den Träger
im Empfangsstaat, dessen Rechtsvorschriften er
bei Ausübung des Wahlrechtes unterstand, in
Kenntnis zu setzen und gleichzeitig seinen Dienst-
geber zu unterrichten. Die Wahl wird mit dem
nächstfolgenden Monatsersten wirksam.

ABSCHNITT III

ANWENDUNG DER BESONDEREN BESTIM-
MUNGEN AUF DIE EINZELNEN LEI-

STUNGSARTEN

K a p i t e l 1

KRANKHEIT UND MUTTERSCHAFT

Artikel 6

Gewährung von Sachleistungen

(1) In den Fällen des Artikels 12 Absatz 2,
des Artikels 15 Absätze 1 und 3 und des Ar-
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tikels 18 Absatz 5 des Abkommens hat der Ver-
sicherte dem im Artikel 19 des Abkommens
bezeichneten Träger zum Nachweis des An-
spruches eine Bescheinigung des zuständigen
Trägers vorzulegen. Diese Bescheinigung hat ins-
besondere die Höchstdauer für die Gewährung
von Sachleistungen anzugeben.

(2) Wird Krankenhauspflege gewährt, so hat
der im Artikel 19 des Abkommens bezeichnete
Träger dem zuständigen Träger unverzüglich den
Tag der Aufnahme in das Krankenhaus und die
voraussichtliche Dauer des Aufenthaltes sowie den
Tag der Entlassung anzuzeigen.

(3) Der im Artikel 19 des Abkommens be-
zeichnete Träger hat den Leistungsempfänger der
Krankenkontrolle zu unterstellen, als handelte
es sich um einen eigenen Versicherten.

(4) Für die Anwendung des Artikels 15 Ab-
satz 5 des Abkommens ist eine Liste der Körper-
ersatzteile, größeren Hilfsmittel und anderen
Sachleistungen von erheblicher Bedeutung dieser
Vereinbarung angeschlossen. Der im Artikel 19
des Abkommens bezeichnete Träger hat den zu-
ständigen Träger im vorhinein von jedem An-
trag auf Gewährung dieser Leistungen zu unter-
richten. Der zuständige Träger hat dem im Ar-
tikel 19 des Abkommens bezeichneten Träger
unverzüglich seine Entscheidung bekanntzugeben.
Sind solche Leistungen im Fall unbedingter
Dringlichkeit zu gewähren, so hat der im Ar-
tikel 19 des Abkommens bezeichnete Träger
dies unverzüglich dem zuständigen Träger mitzu-
teilen.

(5) Der zuständige Träger hat den im Ar-
tikel 19 des Abkommens bezeichneten Träger
unverzüglich vom Ende des Leistungsanspruches
des Dienstnehmers zu unterrichten.

(6) Die Absätze 1 bis 5 sind in den Fällen des
Artikels 15 Absatz 7 des Abkommens entspre-
chend anzuwenden.

Artikel 7

Gewährung von Geldleistungen

Für die Anwendung des Artikels 15 Absatz 6
des Abkommens sind die Geldleistungen an den
Dienstnehmer direkt vom Träger des zuständigen
Staates nach den Rechtsvorschriften dieses
Staates zu gewähren. In diesem Fall ist Artikel 6
Absatz 3 entsprechend anzuwenden.

Artikel 8

Gewährung von Sachleistungen an Familienange-
hörige eines Dienstnehmers

(1) Familienangehörige nach Artikel 16 des
Abkommens haben sich für den Bezug von Sach-
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leistungen aus den Versicherungen bei Krank-
heit und Mutterschaft in ihrem Wohnortstaat
ehestmöglich beim Träger ihres Wohnortes ein-
tragen zu lassen, wobei sie eine Bescheinigung
vorzuweisen haben. Diese Bescheinigung, welche
den Anspruch des Dienstnehmers und seiner
Familienangehörigen auf Sachleistungen feststellt,
ist vom zuständigen Träger auszustellen.

(2) Die Gültigkeitsdauer der im Absatz 1 er-
wähnten Bescheinigung beträgt drei Monate ab
dem Tag ihrer Ausstellung. Während dieses Zeit-
raumes bleibt die Bescheinigung so lange gültig,
bis der Träger des Wohnortes eine Mitteilung des
zuständigen Trägers über ihren Widerruf erhalten
hat.

(3) Artikel 6 Absätze 2, 4 und 5 ist ent-
sprechend anzuwenden.

Artikel 9

Gewährung von Sachleistungen an Pensions-
empfänger

(1) Für die Durchführung des Artikels 18 Ab-
satz 2 des Abkommens bat ein Pensions- oder
Rentenempfänger dem Träger des Wohnortes
eine Bescheinigung darüber vorzulegen, daß er
nach den Rechtsvorschriften des anderen Ver-
tragsstaates, nach denen ihm eine Pension oder
Rente gebührt, für sich und seine Familienan-
gehörigen Anspruch auf diese Sachleistungen hat.
Diese Bescheinigung ist auf Ersuchen des Pen-
sionisten (Rentners) vom zuständigen Träger des
Vertragsstaates auszustellen, nach dessen Rechts-
vorschriften die Pension oder Rente geschuldet
wird.

(2) Bei jedem Antrag auf Sachleistungen ist der
Pensions(Renten)anspruch dem Träger des Wohn-
ortes nachzuweisen.

(3) Der Pensionist (Rentner) oder seine Fa-
milienangehörigen haben den Träger des Wohn-
ortes von jeder Änderung in ihren Verhältnissen
zu unterrichten, die den Anspruch auf Sach-
leistungen berühren könnte, insbesondere von
jedem Ruhen oder Wegfallen der Pension (Rente)
und von jedem Wohnortwechsel.

(4) Der Träger des Wohnortes hat den Träger,
der die Bescheinigung nach Absatz 1 ausgestellt
hat, von jeder Veränderung in den Verhältnissen
des Betreffenden und seiner Familienangehörigen
zu unterrichten, die den Leistungsanspruch be-
rühren könnte. Der zur Zahlung der Pension
(Rente) verpflichtete Träger hat seinerseits den
Träger des Wohnortes des Pensionisten (Rent-
ners) von solchen Änderungen zu unterrichten.
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Artikel 10

Gewährung von Sachleistungen an Familienange-
hörige eines Pensionsempfängers

Für die Gewährung von Sachleistungen nach
Artikel 18 Absatz 4 des Abkommens ist Artikel 8
entsprechend anzuwenden.

Artikel 11

Gewährung von Sachleistungen an Pensions-
werber

Für die Gewährung von Sachleistungen nach
Artikel 18 Absatz 7 des Abkommens ist Ar-
tikel 9 entsprechend anzuwenden.

Artikel 12

Erstattung von Sachleistungen bei Nichteinhal-
tung des vorgesehenen Verfahrens

Die entstandenen Aufwendungen sind auf An-
trag der betreffenden Person vom zuständigen
Träger nach den für den im Artikel 19 des Ab-
kommens bezeichneten Träger maßgebenden
Sätzen zu erstatten, sofern die im Artikel 6 vor-
gesehenen Verfahrensregelungen nicht eingehal-
ten werden konnten. Der im Artikel 19 des Ab-
kommens bezeichnete Träger hat dem zustän-
digen Träger auf dessen Verlangen die erforder-
lichen Auskünfte über diese Sätze zu erteilen.

K a p i t e l 2

INVALIDITÄT

Artikel 13

Verfahren betreffend Anträge auf Invaliditäts-
pensionen

Für Anträge auf Leistungen bei Invalidität
nach Artikel 21 Absatz 1 des Abkommens sind
die Bestimmungen der Artikel 18 bis 20 ent-
sprechend anzuwenden.

Artikel 14

Feststellung des Grades der Invalidität

Der zuständige Träger hat bei der Feststellung
des Grades der Invalidität die vom Träger des
anderen Vertragsstaates erhaltenen ärztlichen
Unterlagen und Berichte sowie die verwaltungs-
mäßigen Auskünfte zu (berücksichtigen. Der
erste Träger ist jedoch weiterhin berechtigt, den
Antragsteller durch einen Arzt seiner Wahl und
unter den nach seinen Rechtsvorschriften vor-
gesehenen Voraussetzungen untersuchen zu las-
sen.
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Artikel 15

Verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle

(1) Die verwaltungsmäßige und ärztliche Kon-
trolle von Beziehern einer Invaliditätspension ist
auf Verlangen des Leistungspflichtigen Trägers
durch den Träger des Wohnortstaates des Pen-
sionisten nach den von diesem letztgenannten
Träger anzuwendenden Rechtsvorschriften durch-
zuführen.

(2) Wird auf Grund einer verwaltungsmäßigen
Kontrolle oder der Anfrage des leistungspflich-
tigen Trägers festgestellt, daß der Bezieher einer
Invaliditätspension eines der beiden Vertrags-
staaten im anderen Staat wieder eine Arbeit an-
genommen hat, so hat der Träger dieses Staates
dem leistungspflichtigen Träger einen Bericht zu
übermitteln.

Artikel 16

Zahlung von Invaliditätspensionen

Die Bestimmungen des Kapitels 3 betreffend
die Zahlung der Pensionen und Renten bei
Alter oder Tod sind auch auf Invaliditätspensio-
nen anzuwenden.

Artikel 17

Umwandlung von Invaliditätspensionen

(1) Wird eine Invaliditätspension nach Ar-
tikel 21 Absatz 3 des Abkommens in eine Al-
terspension umgewandelt, so sind gegebenenfalls
für die Feststellung des nach den Rechtsvor-
schriften jedes der beiden Vertragsstaaten geschul-
deten Betrages die Bestimmungen des Kapitels 3
entsprechend anzuwenden.

(2) Ist der Gesamtbetrag der dem Betreffenden
aus den Versicherungen der beiden Vertrags-
staaten bei Alter gebührenden Leistungen gerin-
ger als der Betrag der Invaliditätspension, so ist
zu Lasten des Trägers, der diese Pension festge-
stellt hat, ein entsprechender Unterschiedsbetrag
zu gewähren.

K a p i t e l 3

ALTER UND TOD
(Pensionen)

Artikel 18

Pensionsanträge

(1) Für den Bezug von Pensionen oder Ren-
ten bei Alter oder Tod nach Abschnitt III Ka-
pitel 3 des Abkommens hat der Dienstnehmer
oder sein Hinterbliebener, sofern er in Frank-
reich oder Österreich wohnt, bei dem Träger
seines Wohnortes einen Antrag zu stellen, und
zwar in der Art und Weise, die in den Rechts-
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Vorschriften, die dieser Träger anzuwenden hat,
vorgeschrieben ist.

(2) Wohnt der Anspruchswerber in einem
Drittstaat, so hat er seinen Antrag an den zu-
ständigen Träger desjenigen Vertragsstaates zu
richten, nach dessen Rechtsvorschriften er zuletzt
versichert war.

(3) Die Anträge dürfen auch dann nicht zu-
rückgewiesen werden, wenn sie von der betref-
fenden Person unmittelbar dem zuständigen
Träger im Nichtwohnortstaat oder einer der
beiden Verbindungsstellen übermittelt werden.

(4) Wird bei einem zuständigen Träger ein
Antrag eingebracht, so ist der zuständige Träger
des anderen Vertragsstaates hierüber unter Ver-
wendung eines Formblattes unverzüglich zu
unterrichten. Die Übermittlung dieses Formblat-
tes ersetzt die Übermittlung von Nachweisen.

Artikel 19

Einreichung der Pensionsanträge

Für die Einreichung der Anträge nach Arti-
kel 18 gilt folgendes:

1. Der Antrag ist auf dem Formblatt zu stellen,
das der zuständige Träger verwendet, bei dem
der Antrag eingebracht wird. Dem Antrag
sind die erforderlichen Nachweise beizufügen.

2. Der Antragsteller hat, soweit wie möglich,
entweder den beziehungsweise die Träger,
bei dem beziehungsweise bei denen er im
Gebiet des anderen Vertragsstaates versichert
war, oder den beziehungsweise die Dienst-
geber anzugeben, bei dem beziehungsweise
bei denen er im Gebiet dieses Staates be-
schäftigt war, und in seinem Besitz befind-
liche Arbeitsbescheinigungen vorzulegen.

Artikel 20

Bearbeitung der Pensionsanträge

(1) Für die Bearbeitung der Anträge auf Pen-
sionen oder Renten bei Alter oder Tod nach den
Artikeln 22 ff. des Abkommens haben die in
Betracht kommenden Träger ein Formblatt zu
verwenden.

(2) Das Formblatt ist in jedem Fall, gleichgül-
tig bei welchem Träger der Antrag eingebracht
wird, zuerst vom französischen Träger auszufül-
len. Zu diesem Zweck hat der in Anspruch ge-
nommene österreichische Träger das Formblatt
unverzüglich dem französischen Träger zu über-
mitteln.

(3) Der französische Träger hat die nach seinen
Rechtsvorschriften zurückgelegten Versicherungs-
zeiten anzuführen und sodann das Formblatt
dem österreichischen Träger zu übermitteln.
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(4) Der österreichische Träger hat den sich auf
Grund seiner eigenen Rechtsvorschriften erge-
benden Anspruch festzustellen.

(5) Der österreichische Träger hat das Form-
blatt dem französischen Träger zurückzusenden,
der seinerseits mit der Feststellung der sich nach
seinen Rechtsvorschriften ergebenden Ansprüche
fortzufahren hat.

(6) Die zuständigen Träger haben einander
von den Entscheidungen im Feststellungsverfah-
ren zu unterrichten.

Artikel 21

Verfahren betreffend Hinterbliebenenpensionen
aus dem Bergbausystem

(1) Das in den Artikeln 18 bis 20 vorgesehene
Verfahren zur Feststellung der Ansprüche gilt
auch für das nach den in beiden Vertragsstaaten
für Dienstnehmer im Bergbau vorgesehene Son-
dersystem hinsichtlich der Witwenpensionen und
Leistungen an Waisen.

(2) Im Falle einer Witwe, deren Ehemann
nach Feststellung seines Pensionsanspruches nach
dem französischen System der Sozialen Sicherheit
im Bergbau gestorben ist, hat jedoch der fran-
zösische Träger, an den der Antrag gerichtet ist,
von sich aus die Entscheidung nach den für ihn
geltenden Rechtsvorschriften zu treffen und an-
schließend zwei Ausfertigungen des Formblattes
nach Eintragung der von ihm getroffenen Ent-
scheidung dem österreichischen Träger zu über-
mitteln. Dieser hat eine Ausfertigung dieses
Formblattes nach Eintragung der nach den für
ihn geltenden Rechtsvorschriften getroffenen Ent-
scheidung zurückzusenden.

Artikel 22

Zahlung von Pensionen oder Renten

Die leistungspflichtigen Träger haben Pensio-
nen oder Renten bei Alter oder Tod direkt an
die Anspruchsberechtigten zu zahlen. Für die
Zahlung gelten jene Fälligkeitsfristen, die der
leistungspflichtige Träger auf Grund der für ihn
geltenden Rechtsvorschriften anzuwenden hat.

Artikel 23

Statistiken

Zwecks Unterrichtung der Verbindungsstellen
haben die leistungspflichtigen Träger jedes der
Vertragsstaaten den Verbindungsstellen der bei-
den Vertragsstaaten eine jährlich zu erstellende
Statistik über die in den anderen Vertragsstaat
nach Artikel 22 vorgenommenen Zahlungen zu
übermitteln.
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K a p i t e l 4

ARBEITSUNFÄLLE UND BERUFSKRANK-
HEITEN

Artikel 24

Gewährung von Sachleistungen

In den Fällen des Artikels 25 Absatz 1 des
Abkommens ist Artikel 6 Absätze 1 bis 5 ent-
sprechend anzuwenden.

Artikel 25

Gewährung von Geldleistungen mit Ausnahme
von Renten

(1) Für den Bezug anderer Geldleistungen als
Renten nach Artikel 25 Absatz 5 des Abkom-
mens hat ein Dienstnehmer nach Artikel 9 litera a
oder b des Abkommens innerhalb von drei Tagen
dem Träger des Aufenthaltsortes eine vom be-
handelnden Arzt ausgestellte Bestätigung über
Erwerbsunfähigkeit zu übermitteln.

(2) Der Träger des Aufenthaltsortes hat un-
verzüglich eine ärztliche Kontrolluntersuchung
des Dienstnehmers durchzuführen, als handelte
es sich um einen bei ihm Versicherten. Der
Bericht des untersuchenden Arztes, in dem insbe-
sondere die voraussichtliche Dauer der Erwerbs-
unfähigkeit anzugeben ist, ist vom Träger des
Aufenthaltsortes unverzüglich dem zuständigen
Träger zu übermitteln.

(3) Der Träger des Aufenthaltsortes hat die
verwaltungsmäßige Kontrolle des Dienstnehmers
so durchzuführen, als handelte es sich um einen
bei ihm Versicherten.

(4) Der zuständige Träger ist in allen Fällen
berechtigt, den Betreffenden durch einen Arzt
seiner Wahl untersuchen zu lassen. Verweigert
er die Leistungsgewährung, weil sich der Dienst-
nehmer nicht den in den im Aufenthaltsstaat
geltenden Rechtsvorschriften vorgesehenen Form-
vorschriften unterworfen hat, so hat er diese
Entscheidung dem Dienstnehmer bekanntzuge-
ben und gleichzeitig dem Träger des Aufenthalts-
ortes eine Abschrift dieser Mitteilung zu über-
mitteln.

(5) Das Ende der Erwerbsunfähigkeit ist vom
Träger des Aufenthaltsortes dem Dienstnehmer
sowie dem zuständigen Träger unverzüglich mit-
zuteilen. Entscheidet der zuständige Träger von
sich aus, daß der Betreffende wieder erwerbsfähig
ist, so hat er von dieser Entscheidung den
Dienstnehmer und gleichzeitig den Träger des
Aufenthaltsortes durch Übermittlung einer Ab-
schrift zu unterrichten.

(6) Werden für ein und denselben Fall vom
Träger des Aufenthaltsortes und vom zuständi-
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gen Träger bezüglich des Endes der Erwerbs-
unfähigkeit verschiedene Zeitpunkte festgelegt,
so ist der vom zuständigen Träger festgelegte
Zeitpunkt maßgebend.

(7) Nimmt der Dienstnehmer die Arbeit wie-
der auf, so hat er hievon den zuständigen Träger
unverzüglich zu unterrichten.

(8) Geldleistungen mit Ausnahme von Ren-
ten sind den Anspruchsberechtigten vom zustän-
digen Träger direkt zu zahlen.

(9) Zwecks gegenseitiger Unterrichtung hat der
zuständige Träger den Verbindungsstellen beider
Vertragsstaaten jährlich eine Statistik über die
durchgeführten Zahlungen zu übermitteln.

Artikel 26

Anzeigen, Nachforschungen und Informations-
austausch zwischen den Trägern

(1) Ein Arbeitsunfall oder eine Berufskrank-
heit, die im anderen als dem zuständigen Staat
eintritt, ist nach den Rechtsvorschriften des zu-
ständigen Staates, gegebenenfalls unbeschadet
jeglicher in dem Vertragsstaat, in dem sich der
Unfall oder die Berufskrankheit ereignet hat,
geltenden rechtlichen Vorschriften, anzuzeigen;
diese Vorschriften bleiben voll anwendbar. Diese
Anzeige ist an den zuständigen Träger zu rich-
ten, dem Träger des Aufenthaltsortes ist eine
Abschrift zu übermitteln.

(2) Der Träger des Vertragsstaates, in dessen
Gebiet der Arbeitsunfall oder die Berufskrank-
heit eingetreten ist, hat dem zuständigen Träger
zwei Ausfertigungen der im Gebiet dieses Staates
ausgestellten ärztlichen Bescheinigungen zu über-
mitteln und auf dessen Verlangen alle zweck-
dienlichen Auskünfte zu erteilen.

(3) Sind bei einem Wegunfall im Gebiet des
anderen als des zuständigen Staates Nachfor-
schungen im Gebiet des ersten Staates erforder-
lich, so kann der zuständige Träger zu diesem
Zweck einen Beauftragten benennen; der zustän-
dige Träger hat die Behörden dieses Staates
davon zu unterrichten. Diese Behörden haben
den Beauftragten insbesondere durch Beistellung
einer Person, die ihm bei der Einsichtnahme in
die Protokolle und sonstigen Unterlagen über
den Unfall behilflich ist, zu unterstützen.

(4) Nach Beendigung der Behandlung ist dem
zuständigen Träger ein ausführlicher Bericht mit
den ärztlichen Bescheinigungen über die Dauer-
folgen des Unfalls oder der Berufskrankheit, ins-
besondere über den derzeitigen Zustand des
Betroffenen sowie über die Heilung oder die
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Konsolidierung der Schäden zu übermitteln. Die
Honorare hiefür sind vom Träger des Wohn-
ortes nach dem von diesem Träger anzuwen-
denden Tarif zu Lasten des zuständigen Trägers
zu zahlen.

(5) Der zuständige Träger hat auf Verlangen
den Träger des Wohnortes von der Entschei-
dung, mit welcher der Tag der Heilung oder der
Konsolidierung der Schäden festgelegt wird,
sowie gegebenenfalls von der Entscheidung be-
treffend die Zuerkennung einer Rente zu unter-
richten.

Artikel 27

Zweifel über das Vorliegen eines Arbeitsunfalles
oder einer Berufskrankheit

(1) Bezweifelt der zuständige Träger, daß im
Falle des Artikels 25 Absatz 1 litera a des Ab-
kommens die Rechtsvorschriften über Arbeits-
unfälle oder Berufskrankheiten anzuwenden
sind, so hat er dies sofort dem Träger des Auf-
enthaltsortes mitzuteilen, der die Sachleistungen
gewährt hat; diese gelten sodann als Leistungen
der Krankenversicherung und sind als solche auf
Grund der im Artikel 6 genannten Bescheini-
gung weiterhin zu gewähren.

(2) Nach endgültiger Entscheidung hat der
zuständige Träger den Träger des Aufenthalts-
ortes, der die Sachleistungen gewährt hat, davon
sofort zu unterrichten. Handelt es sich nicht um
einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit,
so hat der letztgenannte Träger diese Sachleistun-
gen weiterhin im Rahmen der Krankenversiche-
rung zu gewähren, wenn der Dienstnehmer dar-
auf Anspruch hat. Andernfalls gelten die Lei-
stungen, die der Dienstnehmer im Rahmen der
Krankenversicherung bezogen hat, als Leistungen
bei Arbeitsunfall oder Berufskrankheit.

Artikel 28

Beurteilung des Grades der Erwerbsunfähigkeit

(1) Für die Durchführung des Artikels 26
Absatz 1 des Abkommens hat der Dienstnehmer
dem zuständigen Träger alle Auskünfte über
Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten zu ertei-
len, die zu einem Zeitpunkt eingetreten waren,
zu dem er noch den Rechtsvorschriften des
anderen Vertragsstaates unterlag, ohne Rücksicht
auf die durch diese Fälle verursachte Minderung
der Erwerbsfähigkeit.

(2) Der zuständige Träger hat nach den für
ihn geltenden Rechtsvorschriften die durch diese
früheren Fälle verursachte Minderung der Er-
werbsfähigkeit zu berücksichtigen.
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(3) Der zuständige Träger kann bei dem
früher zuständig gewesenen Träger alle Aus-
künfte anfordern, die er für notwendig erachtet.

Artikel 29

Rentenanträge

Anträge auf Renten aus einer Versicherung
gegen Arbeitsunfälle oder Berufskrankheiten
eines der Vertragsstaaten können bei dem Träger
des nicht zuständigen Staates auf dem Formblatt,
das dieser Träger verwendet, eingebracht werden.
Der Antrag ist unverzüglich dem zuständigen
Träger zu übermitteln.

Artikel 30

Berufskrankheiten

(1) Stellt der zuständige Träger des Vertrags-
staates, in dessen Gebiet der Betroffene zuletzt
eine Tätigkeit ausgeübt hat, welche die betref-
fende Berufskrankheit verursachen kann, fest,
daß der Betroffene oder seine Hinterbliebenen
die Voraussetzungen seiner Rechtsvorschriften
nicht erfüllen, so gilt folgendes:

a) Der genannte Träger hat die Anzeige und
alle beigefügten Unterlagen sowie eine Ab-
schrift der nachstehenden Mitteilung unver-
züglich dem zuständigen Träger des ande-
ren Staates, in dessen Gebiet der Dienst-
nehmer vorher eine Beschäftigung ausgeübt
hat, welche die betreffende Berufskrankheit
hätte verursachen können, zu übermitteln.

b) Er hat gleichzeitig dem Betreffenden seine
Entscheidung über die Ablehnung mitzu-
teilen, wobei er insbesondere die für das
Entstehen des Leistungsanspruches fehlen-
den Voraussetzungen sowie die Rechts-
behelfe und Rechtsmittelfristen sowie die
Übermittlung der Anzeige an den Träger
des anderen Staates anzugeben hat.

(2) Im Falle der Einbringung eines Rechts-
mittels gegen die Ablehnung seitens des zustän-
digen Trägers des Staates, in dessen Gebiet der
Betroffene zuletzt jene Tätigkeit ausgeübt hat,
die die betreffende Berufskrankheit hätte her-
vorrufen können, hat dieser Träger den Träger
des anderen Staates zu unterrichten und ihm in
der Folge die endgültige Entscheidung mitzu-
teilen.

Artikel 31

Verschlimmerung von Berufskrankheiten

In den im Artikel 28 des Abkommens vor-
gesehenen Fällen hat der Dienstnehmer dem
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Träger des Vertragsstaates, bei dem er den An-
spruch auf Leistungen geltend macht, alle Aus-
künfte über die vorher für die betreffende Be-
rufskrankheit gewährten Leistungen zu erteilen.
Dieser Träger kann sich wegen aller von ihm
für erforderlich gehaltenen Auskünfte an jeden
anderen Träger wenden, der vorher zuständig
war.

Artikel 32

Zahlung von Renten

Für die Zahlung der Renten sind die Arti-
kel 22 und 23 entsprechend anzuwenden.

Artikel 33

Verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle

Die verwaltungsmäßige und ärztliche Kontrolle
sowie die für eine Neubemessung der Renten
erforderlichen ärztlichen Untersuchungen wer-
den auf Ersuchen des zuständigen Trägers durch
den Träger des Wohnortes des Anspruchsberech-
tigten nach den für diesen Träger geltenden
Rechtsvorschriften durchgeführt. Der zuständige
Träger ist jedoch weiterhin berechtigt, die
Untersuchung des Anspruchsberechtigten durch
einen Arzt seiner Wahl durchführen zu lassen.

K a p i t e l 5
STERBEGELD

Artikel 34

Anträge auf Sterbegeld

Anträge auf Sterbegeld aus einer Versicherung
eines der Vertragsstaaten können bei dem Träger
des nicht zuständigen Staates gegebenenfalls auf
einem Formblatt, das dieser Träger verwendet,
eingebracht werden. Der Antrag ist unverzüglich
dem zuständigen Träger zu übermitteln.

K a p i t e l 6

FAMILIENLEISTUNGEN

Artikel 35

Familienleistungen für Kinder, die außerhalb des
zuständigen Staates wohnen

(1) Zum Zwecke des im Artikel 32 Absätze 3
und 4 des Abkommens vorgesehenen Vergleiches
erhält der zuständige Träger über die Verbin-
dungsstelle des zuständigen Staates die Auskünfte
über die Höhe der nach den Rechtsvorschriften
des Wohnortstaates der Kinder vorgesehenen
Familienbeihilfen.
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(2) Die Verbindungsstellen haben einander
über jede Änderung der Höhe und sonstige Ver-
änderungen der Familienbeihilfen zu unterrich-
ten. Diese den zuständigen Trägern mitgeteilten
Auskünfte bilden die Vergleichsbasis für die Fest-
stellung der zu leistenden Familienbeihilfen.

(3) Der Dienstnehmer hat zur Erlangung der
Familienbeihilfen nach Artikel 32 Absatz 2 des
Abkommens eine Familienstandsbescheinigung
vorzulegen, welche die für Personenstandsange-
legenheiten zuständigen Behörden des Wohn-
ortstaates der Kinder ausgestellt haben. Diese
Familienstandsbescheinigung ist einmal jährlich
zu erneuern.

(4) Der Dienstnehmer hat auch Angaben über
die Person zu machen, zu deren Handen die
Familienbeihilfen im Wohnortstaat zu zahlen
sind (Name, Vorname, vollständige Anschrift),
sofern die Rechtsvorschriften des zuständigen
Staates vorsehen, daß die Familienbeihilfen an
eine andere Person als den Dienstnehmer aus-
gezahlt werden können oder müssen.

(5) Der Dienstnehmer hat dem zuständigen
Träger, gegebenenfalls über seinen Dienstgeber,
jede Änderung in den Verhältnissen seiner Kin-
der, die den Anspruch auf Familienleistungen
ändern könnte, sowie jede Änderung der Anzahl
seiner Kinder, für die Familienleistungen vor-
gesehen sind, und jeden Wechsel des Wohnortes
mitzuteilen.

(6) Die nach Artikel 32 Absatz 2 des Abkom-
mens vorgesehenen Familienbeihilfen sind monat-
lich zu zahlen.

ABSCHNITT IV

FINANZIELLE BESTIMMUNGEN

Artikel 36
Erstattung von Sachleistungen bei Krankheit und

Mutterschaft
(1) Die Kosten der von einem im Artikel 19

des Abkommens bezeichneten Träger oder von
einem Träger des Wohnortes nach Artikel 12
Absatz 2, Artikel 15 Absätze 3 und 7, Arti-
kel 16 Absatz 1 und Artikel 18 Absätze 2, 4
und 5 letzter Satz des Abkommens gewährten
Leistungen sind diesen vom zuständigen Träger
nach Maßgabe des Artikels 20 Absätze 2 und 3
des Abkommens unter Zugrundelegung des tat-
sächlichen Betrages, der sich aus der Rechnungs-
führung des die Leistung erbringenden Trägers
ergibt, zu erstatten.

(2) Für die Durchführung des Artikels 20 des
Abkommens ist der Anspruch auf Erstattung
nach Abschluß des Leistungsfalles oder für jedes
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Kalenderhalbjahr geltend zu machen und binnen
zwei Monaten nach Eingang der Forderung zu
erfüllen; in Fällen des Artikels 18 Absatz 2 des
Abkommens ist der Ersatz der Aufwendungen
für Anspruchsberechtigte aus einer österreichi-
schen Pensionsversicherung aus den beim Haupt-
verband der österreichischen Sozialversicherungs-
träger einlangenden Beiträgen zur Krankenver-
sicherung der Pensionisten zu leisten.

(3) In den im Artikel 18 Absatz 5 des Ab-
kommens angeführten Fällen gilt der Träger des
Wohnortes des Pensionisten oder Rentners als
zuständiger Träger.

(4) Für die Erstattung dürfen keine höheren
Sätze berücksichtigt werden als jene, die für
Sachleistungen an Dienstnehmer gelten, die den
von dem Träger anzuwendenden Rechtsvor-
schriften unterliegen, der Leistungen nach Ab-
satz 1 gewährt hat.

Artikel 37

Erstattung von Sachleistungen bei Arbeitsunfäl-
len und Berufskrankheiten

Für die Durchführung des Artikels 25 Ab-
satz 4 des Abkommens ist Artikel 36 ent-
sprechend anzuwenden.

Artikel 38

Erstattung der Kosten ärztlicher Untersuchungen

Aus der Anwendung des Artikels 34 Absatz 7
des Abkommens entstandene Kosten für ärzt-
liche Untersuchungen sind dem Träger, der hie-
mit beauftragt wurde, nach den für ihn geltenden
Sätzen von dem Träger, für dessen Rechnung
sie durchgeführt wurden, zu erstatten.

ABSCHNITT V

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 39

Formblätter
Soweit in dieser Vereinbarung Bescheinigungen,

Berichte und Formblätter vorgesehen sind, wer-
den die entsprechenden Vordrucke von den zu-
ständigen Behörden vereinbart werden.

Artikel 40
Inkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt gleichzeitig mit dem
Abkommen in Kraft.
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GESCHEHEN zu Paris, am 1. September
1972, in zwei Urschriften, in deutscher und fran-
zösischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise authentisch sind.

Für die österreichischen zuständigen Behörden:

Josef Schuh

Für die französischen zuständigen Behörden:

Roger Lejuez
Jean Plocque

ANLAGE
Liste der Körperersatzstücke, größeren Hilfs-
mittel und anderen Sachleistungen von erheb-

licher Bedeutung (Artikel 6 Absatz 4)
1. Körperersatzstücke, orthopädische Apparate

und Stützapparate einschließlich gewebe-
bespannter orthopädischer Korsette nebst Er-
gänzungsteilen, Zubehör und Werkzeugen;

2. orthopädische Maßschuhe, gegebenenfalls mit
dem dazugehörigen Normalschuh (nicht
orthopädisch);

3. Kiefer- und Gesichtsplastiken, Perücken;
4. Kunstaugen, Kontaktschalen, Vergrößerungs-

brillen und Fernrohrbrillen;

5. Hörgeräte, namentlich akustische und phone-
tische Geräte;

6. Zahnersatz (festsitzender und herausnehm-
barer) und Verschlußprothesen der Mund-
höhle;

7. Krankenfahrzeuge, Rollstühle sowie andere
mechanische Fortfbewegungsmittel;

8. Blindenführhunde;
9. Erneuerung der unter den Ziffern 1 bis 7

genannten Gegenstände;
10. Kuren;

11. ärztliche Behandlung und Pflege in Ge-
nesungs-, Erholungs- und Luftkurheimen so-
wie Heilstätten;

12. Maßnahmen der medizinischen und beruf-
lichen Wiedereingliederung;

13. alle übrigen Heilbehelfe, Hilfsmittel und ähn-
liches, deren Anschaffungskosten in Österreich
Schilling 2.500•—, in Frankreich Francs 520
übersteigen.

Die vorliegende Vereinbarung tritt gemäß ihrem Artikel 40 am 1. November 1972 in Kraft.

Kreisky


